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Dass die Beschäftigen hierzulande die Arbeitswelt
nicht gerade rosig bewerten, zeigen die Ergebnisse des
DGB-Index Gute Arbeit 2008. Nur knapp jeder Siebte
ist zufrieden, fast ein Drittel hält die Qualität des
Arbeits platzes für mangelhaft. In Ostdeutschland sieht
es besonders mau aus. Kein Wunder, gibt es doch immer
mehr Leiharbeit, Mini- oder befristete Jobs statt siche-
rer Arbeitsplätze, Niedriglöhne anstelle von tariflicher
Entlohnung: Unsere Aufgabe, für Gute Arbeit zu sorgen,
ist so aktuell wie eh und je.

Als gewichtige Stimme der Beschäftigten sind wir in
unseren drei Bundesländern präsent. In Niedersachsen
haben wir den Wiederantritt der schwarz-gelben Lan -
des regierung intensiv politisch be gleitet sowie unsere
Anforderungen an die niedersächsische Politik formu-
liert. Dass wir von Union und FDP etliche Kurs kor rek -
turen erwarten, haben wir in unserem Posi tions papier
„Weichen richtig stellen!“ deut  lich gemacht.

Im Niedriglohnland Sachsen-Anhalt standen Aktionen
für gesetzliche Mindestlöhne und gegen die fortschrei-
tende Prekarisierung der Arbeitswelt im Mittelpunkt.
Der DGB darf für sich außerdem in Anspruch nehmen,
im Kampf gegen Rechtsextremisten ganz vorn zu ste-
hen. Der Einzug von DVU und NPD in Kommunal parla -
mente hat uns erschreckt, aber nicht in Schockstarre
fallen lassen. Die von uns initiierten Aktionen wie auch
rechtlichen Auseinandersetzungen haben die „Rechts -
extremen“ kleinlaut werden lassen.

Die Anpassung des Landesvergabegesetzes an die EU-
Vorgaben, die gravierende Zunahme der Leiharbeit
sowie die Beamtenbesoldung spielten in Bremen eine
große Rolle. Die Gewerkschaften wollen zudem die
Metropolregion Bremen/Oldenburg mitgestalten. Gute
Arbeit soll dabei als Qualitätsmerkmal für den Nord -
westen entwickelt werden.

Gute Arbeit ist aber keinesfalls, wie manche meinen, ein
Luxusthema – gerade angesichts der Finanzkrise und
der drohenden Rezession müssen wir Gewerkschaften
erreichen, dass Beschäftigte nicht entlassen werden, son -

dern Zeiten geringer Produktion zur Weiterqualifizie -
rung nutzen können. Und so bedrohlich die Auswir kun -
 gen auf die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt auch sein
mögen: in jeder Krise liegt auch eine Chance. Der zu -
packende Staat steht vor einem Comeback. Zügel losig -
keit als wirtschaftliches Leitmotiv hat ausgedient. Als
Bund der Gewerkschaften werden wir die Renais sance
der sozialen Marktwirtschaft daher nach Kräften fördern.

Das kommende Jahr wird ein Superwahljahr – Europa-
und Bundestagswahlen stehen vor der Tür. Wir werden
uns als Stimme der Arbeitnehmerinnen und Arbeit -
nehmer deutlich zu Wort melden. Denn die Inter es sen
der Beschäftigten müssen auch in zunehmend unsiche-
ren Zeiten abgesichert sein, Arbeitslose dürfen nicht
abgehängt werden, unsere Gesell schaft muss wieder
sozialer werden. Dafür stehen wir.

Wir danken allen, insbesondere den ehrenamtlich Enga -
gierten und allen Mitgliedern in den Gewerkschaften,
die gemeinsam mit uns an diesen Zielen arbeiten.

Gute Arbeit 
muss drin sein!

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirks vor sitzender

Udo Gebhardt

Stellvertretender 
Bezirks vor sitzender

Helga Ziegert

Landesvorsitzende
Bremen

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender 

Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Udo Gebhardt
Stellvertretender DGB-Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
DGB-Landesvorsitzende Bremen
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Niedersachsen

Ende November sind mit 278.452 gemeldeten
Arbeitslosen rund 42.000 weniger gemeldet als im
Vorjahresmonat. Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten ist im gleichen Zeitraum um
rund 57.800 auf etwa 2.470.000 gestiegen. Diese
positive Tendenz wird durch drei Entwicklungen ge -
trübt. Zum einen vermerken wir eine Zunahme von
Beschäftigung insbesondere in prekären Bereichen wie
Leiharbeit, befristeter Beschäftigung und Minijobs.
Zum anderen gilt ein größerer Anteil der Empfän -
gerInnen von Arbeitslosengeld II aus Gründen wie Ein-
Euro-Job oder fehlender Verfügbarkeit als nicht
arbeitslos und fällt so aus der Statistik. Aufgrund von
Entlassungen in der Leiharbeitsbranche sowie einer
Häu  fung von Informationsanfragen zur Kurzarbeit zeigt
sich außerdem, dass die Finanzmarktkrise auf die reale
Wirtschaft übergreifen wird.

Prekäre Beschäftigung
Dass unsichere Beschäftigung auch in Niedersachsen
längst kein Randproblem mehr ist, mussten wir in einer
Arbeitsmarktanalyse vom Juni 2008 feststellen:

D Leiharbeitsstellen haben sich von Juni 2003 bis Juni
2007 mehr als verdoppelt.

D Teilzeitstellen haben im selben Zeitraum um 11
Prozent auf knapp 460.000 zugenommen. Frauen
besetzen 86 Prozent dieser Stellen.

D Die Zahl der Mini-Jobs ist in den letzten vier Jahren
um 18,8 Prozent auf knapp 698.000 gestiegen.

D Die Zahl derjenigen, die neben einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung einen Minijob
haben, ist um 58 Prozent auf 192.000 gestiegen.

Diese Fakten sind Grundlage für unsere Forderung
nach klarer Vorfahrt für sozialversicherungspflichtige
und tariflich abgesicherte Arbeitsplätze. Ein gebettet
darin waren unsere Forderungen nach einem Min -
destlohn, einer Verbesserung der Bedingungen der
Leih arbeit und der langfristigen Abschaffung der Mini -
jobs.

Ausbildung hat gravierende strukturelle
Probleme
Wenngleich es Ende September 2008 eine positive
Entwicklung auf dem Ausbildungsstellenmarkt gab,
müssen wir weiterhin auf gravierende strukturelle
Probleme hinweisen. Zur Entspannung haben in erster
Linie die gute Konjunktur und der massive Rückgang
(minus 9,8 Prozent) der Bewerberinnen und Bewerber
beigetragen. Dagegen stagniert die Zahl der gemelde-
ten Ausbildungsplätze, und 8,5 Prozent davon bieten
lediglich eine außerbetriebliche Stelle. Mit einem
Verhältnis von 0,68 betrieblichen Berufsausbildungs -
stellen je BewerberIn gibt es noch immer kein auswahl-
fähiges Stellenangebot für Jugendliche. Das Bundes -
verfassungsgericht hatte 1980 in einem Urteil erst bei
einem Wert von 1,12 von einem auswahlfähigen An -
ge bot an Ausbildungsplätzen gesprochen. Nach wie
vor schwierig ist auch die Lage der sogenannten Altbe -
werberInnen, die mit rund 31.450 fast die Hälfte aller
gemeldeten Bewerberinnen und Bewerber ausmachen.
Nach wie vor gilt: Wir brauchen mehr betriebliche Aus -
bildungsstellen, denn sie bieten den Jugendlichen die
besten Berufsaussichten.

Mindestlohn
Immer mehr Menschen in Niedersachsen müssen ihre
Löhne durch staatliche Mittel aufstocken. Was wir in
unserem Bundesland brauchen, sind Arbeitsplätze, an
denen Menschen vernünftige Löhne erhalten. Wo
tarifliche Lösungen nicht möglich sind oder nicht aus-
reichend greifen, müssen Mindestlöhne durch gesetzli-
che Regelungen gesichert werden.

Schwerpunkte
Arbeitsmarktpolitik

Fassadenkletterer montieren das Mindestlohn-Transparent



Anfang des Jahres haben wir deshalb gemeinsam mit
dem Sozialverband Deutschland (SoVD – siehe Kasten
auf S. 7 und 8) eine Zehn-Punkte-Erklärung zu Mindest -
löh nen veröffentlicht und die niedersächsische Politik
auf gefordert, sich für gesetzliche Mindestlöhne stark
zu machen.

In Niedersachsen müssen rund 526.000 Menschen zu Nie -
driglöhnen arbeiten, rund 366.000 davon sind Frauen.

Niedriglöhne machen arm. Mindestlöhne verhindern Ar -
mut. Um dies zu verdeutlichen haben wir ein Groß flä -
chen plakat mit der Aufschrift „Deutschland braucht
den Mindestlohn. Kein Lohn unter 7,50 Euro“ an der
Fas sade des DGB-Hauses in der Otto-Brenner-Straße in
Hannover angebracht. Im Rahmen der Mindestlohn-
Tour fanden zahlreiche Veranstaltungen in niedersäch-
sischen Städten statt.
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Vergabegesetz
Öffentliche Aufträge dürfen nicht zur Prekarisierung von
Arbeitsbedingungen beitragen. Lohndumping muss ein -
gedämmt werden, auch um mittelständische und Hand -
 werksbetriebe vor Schmutzkonkurrenz zu schützen. Des -
halb haben wir uns dafür eingesetzt, das Landes verga be -
gesetz über das Jahr 2008 hinaus zu verlängern und es
wirksam zu überarbeiten.

Bisher konnten wir erreichen, dass die Interessen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Niedersach -
sen immerhin soweit berücksichtigt werden, dass das
Gesetz verlängert wird. Angesichts des geltenden EU-
Primärrechtes (Vertrag von Nizza), der gültigen EU-
Entsenderichtlinie (Richtlinie 96/71/EG) und des EuGH-
Urteils in der Sache Rüffert (C-346/06) wurden Anpas -
sungen des § 3 des Landesvergabegesetzes vorgenom-
men, um das Gesetz europakonform auszugestalten.

Wir erwarten jedoch weiterhin von der Politik, den
Geltungsbereich des Gesetzes auch auf Aufträge im
Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und auf
öffentliche Dienstleistungsaufträge zu erstrecken. Der
Schwellenwert, ab dem Aufträge unter das Gesetz fal-
len, soll auf 10.000 Euro gesenkt und die Kontrolle des
Gesetzes verpflichtend vorgeschrieben werden. Über
das Gesetz wird endgültig erst nach Redaktionsschluss
entschieden.

Bremen

Die gute Arbeitsmarktentwicklung setzte sich auch im
Jahr 2008 fort. Insgesamt gab es im Land Bremen im
September einen Rückgang der Arbeitslosigkeit um
11,7% gegenüber dem Vorjahr. Über 80% der Arbeits -
losen sind dabei Langzeitarbeitslose nach SGB II.
Zugleich stieg die Zahl der sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsplätze um 3,4% entsprechend dem Bun -
desdurchschnitt. Überdurchschnittliche Zuwächse gab
es dabei in der Leiharbeitsbranche, der Anteil der Leih -
arbeitsverhältnisse beträgt in Bremen fast 4%. 

Vergabegesetz
Der DGB beteiligte sich intensiv mit einem ad-hoc
Arbeitskreis an der Formulierung eines neuen, gegen-
über dem bisher bestehenden Vergabegesetz verbes-
serten Tariftreuegesetzes: Geltung der Tariftreue nicht
nur für Bau und ÖPNV, sondern für alle Dienst leis tungs -
bereiche, Aufnahme weiterer sozialer Kriterien (Aus bil -
dung, Frauenförderung), schärfere Kontrollpflichten.
Nachdem dieses Gesetz in erster Lesung in der Bür -
gerschaft bereits verabschiedet war, stoppte das
Rüffert-Urteil des EuGH das weitere Verfahren. Gegen -
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wärtig beteiligt sich der DGB an der Diskussion, wie
möglichst viele Teile des Tariftreuegesetzes bzw. auch
des alten Vergabegesetzes zu erhalten sind. 

Leiharbeit
Auf Initiative des DGB brachten die Koalitions frak -
tionen in der Bürgerschaft einen Antrag für eine
Bundesratsinitiative des Landes Bremen zur Leiharbeit
ein. Wichtigste Punkte dieser Initiative sind die gesetz-
liche Festlegung der gleichen Entlohnung im Entleih -
betrieb, die Wiedereinführung des Synchroni sations -
ver bots, die Mitbestimmung der Betriebsräte, eine
Höchst dauer für die Entleihzeit im gleichen Betrieb so -
wie die Aufnahme der Leiharbeit in das Entsende gesetz.

Arbeitslosigkeit
Der DGB ist im Beirat der beiden Arbeitsgemein schaf -
ten im Land Bremen vertreten. Auch aufgrund der ver-
besserten Arbeitsmarktlage konnte durchgesetzt wer-
den, dass die ARGEN im Jahr 2008 mehr Qualifizie run -
gen für Langzeitarbeitslose anbieten. Bei der öffentlich
geförderten Beschäftigung fand eine Um schichtung
zu gunsten von sozialversicherungspflichtiger Arbeit
anstelle von so genannten Ein-Euro-Jobs statt.

Bremer Vereinbarung 
Unter der neuen Koalition wurden das bisherige
Bündnis für Arbeit, an dem der DGB  beteiligt war, und
der Ausbildungspakt, an dem der DGB nicht beteiligt
war, unter dem Namen „Bremer Vereinbarung“ als
Bündnis/Pakt von 30 Organisationen der Sozialpartner,
Kammern, Arbeitsagenturen/ARGEN und politischen
Körperschaften vereinigt.

Das Bündnis hat sich zum Ziel gesetzt, die Ausbil dungs -
 situation im Land Bremen zu verbessern, den direkten
Übergang von der Schule in die Berufsausbildung zu för -
dern sowie das lebenslange Lernen und die Verbes serung
der Beschäftigungschancen für Ältere voranzubringen.

In einer ersten Bilanz zum neuen Ausbildungsjahr ist die
Zunahme der betrieblichen Ausbildungsplätze (um über
5% in der Stadt Bremen) positiv zu verzeichnen. Dies

dürfte allerdings vor allem auf die gute Konjunktur zu -
rück zuführen sein. Das Problem der AltbewerberInnen
besteht weiter.

Sachsen-Anhalt

Arbeitsmarkt
Zurzeit entstehen endlich wieder neue Arbeitsplätze in
Sachsen-Anhalt. Aber es kann nicht übersehen wer-
den, dass viele dieser Jobs unsicher sind und sehr nie-
drig bezahlt werden. Die Gefahr, erneut arbeitslos zu
werden, ist groß. Rund 154.000 Personen sind Ende
Oktober in Sachsen-Anhalt arbeitslos gemeldet,
337.000 Menschen leben in Bedarfsgemeinschaften.
75.000 Menschen haben ein Einkommen, das zu niedrig
ist, um unabhängig von Fürsorge leben zu können.

Der im Jahresverlauf stattfindende Konjunktur auf schwung
geht weitgehend an den Langzeitarbeitslosen und älte -
ren Menschen in Sachsen-Anhalt vorbei. Deshalb gibt
es einen Bedarf an zusätzlichen Arbeitsplätzen insbe-
sondere für diesen Personenkreis. Vor diesem Hinter -
grund setzen sich DGB und Gewerkschaften für den
Ausbau der öffentlich geförderten Beschäftigung unter
klaren Bedingungen ein. 

Selbstverwaltung
Schwerpunkt der Arbeit war die Umsetzung des Ge -
setzes der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach
dem Sozialgesetzbuch (SGB) II. Der DGB hat sich dafür
eingesetzt, dass in den Arbeitsgemeinschaften und bei
den Landkreisen, die das Optionsmodell umsetzen, ein
Beirat aus den VertreterInnen der Arbeitnehmer und
der Arbeitgeber gebildet wird. Das ist bisher nicht über -
all gelungen. Im Zusammenhang mit der Kreis ge biets -
reform musste die Arbeit in den Beiräten der Trä ger
der Grundsicherung neu strukturiert werden.

Die Arbeit der gewerkschaftlichen VertreterInnen in
den Beiräten konzentrierte sich insbesondere auf eine
zielorientierte Verwendung der Mittel für aktive Arbeits -
marktpolitik und die Einrichtung von Arbeitsgelegen hei -
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 ten mit Mehraufwandsentschädigung, die so genann ten
Ein-Euro-Jobs. Sie haben sich im Beirat wiederholt mit
den Problemen der Arbeit der ARGEN und optieren den
Kommunen auseinandergesetzt, um zu einer Ver -
besserung im Interesse der Erwerbslosen zu kommen. 

Mindestlohn
Der DGB hat sich stark gemacht für die Fortsetzung
des Bündnisses Mindestlohn Sachsen-An halt auf Lan des -
ebene. Die TeilnehmerInnen an diesem Bündnis gehen
davon aus, dass Sachsen-Anhalt zu den Ländern
gehört, die am meisten durch Lohn dum ping und sin-
kendes Grundeinkommen gefährdet sind. Das Bündnis
ist offen für alle, die für die Einführung gesetz licher
Mindestlöhne eintreten. Der DGB hat sich in diesem
Bündnis an die Spitze gestellt. Die im Jahr 2006
begonnene Arbeit wurde unter Einbeziehung der Kam -
pagne des DGB zum Mindestlohn erfolgreich fortge-
setzt. Im Rahmen von Aktionswochen haben wir auch
im Jahr 2008 in ganz Sach sen-An halt auf die Pro -
blematik aufmerksam gemacht und Unter stützung für
die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes ge -
sucht und erreicht. In diesem Jahr haben wir auf vier
Regio nalkon ferenzen eine Bilanz der Arbeit gezogen
und die weiteren Auf gaben abgesteckt. Im Ergebnis
die ser Konferenzen sind weitere Regionale Bündnisse
Min destlohn gegründet worden
.
Die Postkartenaktion „Für’n Appel
und’ n Ei“ wurde erfolgreich um -
gesetzt.

11Jahresbericht 2008 • Arbeitsmarktpolitik



Niedersachsen

Der DGB setzt sich stetig mit der Wirtschafts- und
Strukturpolitik der niedersächsischen Landesregierung
auseinander. Diese hat dazu geführt, dass Impulse für
eine stabile wirtschaftliche Stärkung ausgeblieben sind.
Der DGB hat klare Positionen für eine Neuausrichtung
entwickelt und kommuniziert, die sich im Grundsatz -
papier „Weichen richtig stellen“ wiederfinden. Ein
Schwer punkt der letzten Monate in 2008 war die Aus -
einandersetzung mit der Finanzkrise und den Folgen
vor Ort.

Gute Wirtschaftsförderung für Gute Arbeit
Bei der klassischen einzelbetrieblichen Förderung wer-
den Betriebe in ihren Investitionsvorhaben öffentlich
unterstützt. Die sogenannte Clusterorientierung defi-
niert und stärkt Schwerpunktsektoren. Darüber hinaus
gibt es Ansätze zur Vernetzung von Wissenschaft und
Unternehmen oder zur Bündelung von Ressourcen in
regionalen Zusammenhängen (z. B. Metropolregio nen).
Alle diese Ansätze operieren mit öffentlichen Geldern
aus regionalen Mitteln, Bundes- oder Europatöpfen.
Daher muss geprüft werden, welche Optionen erfolg-
versprechend sind und ob es messbare Erfolgsindi ka to -
ren gibt.

Für Gewerkschaften gibt es eine klare Zielorientierung
für eine gute Wirtschaftsförderung:

D Sichere und zukunftsgerechte Arbeitsplätze müs-
sen entstehen.

D Die Qualität der Arbeit muss sich verbessern (vgl.
DGB-Index Gute Arbeit).

D Es müssen Impulse für ein qualitatives Wachstum
entstehen.

D Die regionalen Strukturen sind zu stabilisieren, um
gegenüber einer rein kapitalmarktorientierten
Wettbewerbspolitik einen Gegenpol zu setzen.

D Es gilt eine offene Beteiligungskultur zu entwickeln.

Zu diesem Thema wurden Veranstaltungen durchge-
führt und ein Thesenpapier entwickelt.

Beteiligung in der Wirtschaftsförderung
Der Wunsch nach einer Beteiligung des DGB an Ent -
scheidungsgremien zur Vergabe von Mitteln aus Gemein -
schaftsaufgaben (GA) analog dem Landeskredit aus -
schuss bei Bürgschaftsanträgen ist vom Wirtschafts -
minister abgelehnt worden. Der DGB besteht auf einer
Beteiligung, zumal diese vor der Abschaffung der Be -
zirks regierungen gegeben war. Der DGB möchte
außer dem bei allen betrieblichen Fördermaßnahmen
eine Beteiligung der Betriebsräte durchsetzen. Diese
erhalten bisher keine Informationen über den Förder -
bescheid, selbst wenn der Tagespresse bereits entspre-
chende Meldungen zu entnehmen sind. Der DGB fordert
daher eine zeitgleiche Information der Betriebs räte.

Die Information der Öffentlichkeit und somit der Be -
triebsräte und Gewerkschaften über Maßnahmen der
Wirtschaftsförderung soll in Zukunft nur über ein elek -
tronisches Verzeichnis erfolgen. In Niedersachsen wird
dieses Verzeichnis einmal jährlich aktualisiert, es wer-
den nur Mindestanforderungen umgesetzt. Das öffent-
liche Verzeichnis muss nach Meinung des DGB wesent-
lich häufiger (monatlich) aktualisiert werden und die
begünstigte Firma muss identifizierbar sein. Gerade bei
der einzelbetrieblichen Investitionsförde rung ist eine
möglichst große Transparenz anzustreben.

Metropolregionen
Drei Metropolregionen berühren Niedersachsen. Diese
Kooperationsform birgt Chancen in sich, qualitatives
Wachstum für mehr sozialversicherungspflichtige Be -
schäftigung zu organisieren. Die Metropolregionen sind
aber kein Selbstläufer. Der DGB versucht deshalb, eine
angemessene Beteiligungsmöglichkeit der Gewerk -
schaf ten herzustellen und Impulse zur inhaltlichen Aus -
richtung zu geben. Im Rahmen der Metropolregion
Bre men-Oldenburg sind zwei Projektanträge entwik-
kelt worden. In der Metropolregion Hannover, Braun -
schweig, Göttingen, Wolfsburg hat der DGB die Stra -
tegiediskussion begleitet und sich für eine offizielle
Mitgliedschaft entschieden.
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Innovationsnetzwerk für Niedersachsen
Der DGB ist Partner des Innovationsnetzwerks Nieder -
sachsen, eines Zusammenschlusses von über 200
niedersächsischen Einrichtungen aus den Bereichen In -
no vationsförderung, Technologietransfer und -bera-
tung. Das Innovationsnetzwerk hat das Ziel, die Zu -
sammenarbeit dieser verschiedenen Einrichtungen zu
stärken und ihre Informationsquellen und Kommuni ka -
tionssysteme besser zu verknüpfen.

Technologieberatungsstelle (TBS)
Die TBS hat sich als GmbH etabliert und ihren Auftrag,
die technologische, soziale und ökologische Moder ni -
sie rung in niedersächsischen Betrieben und Verwal tun -
gen zu fördern, auch 2008 erfolgreich durchgeführt.
Mit dem Umzug in die Räumlichkeiten von ARBEIT UND
LEBEN Nds. Mitte gGmbH in der Arndtstraße 20 in
Han no ver haben sich die Infrastrukturbedingungen
verbessert. Die TBS beriet und schulte Beschäftigte,
Betriebs- und Perso nal räte sowie Führungskräfte, um
sie fit für die Zu kunft zu machen und so die Arbeits- und
Lebensbe din gungen der Beschäftigten zu verbessern.

Landeskreditausschuss
In der Regel alle 14 Tage tagt der niedersächsische
Landeskreditausschuss, um über Bürgschaften des Lan -
des zu beraten. Der DGB-Bezirk hat sich intensiv an der
Arbeit beteiligt. Er bringt die Belange der Beschäftig -
ten und die Interessen der Gewerkschaften in die
Ausschussarbeit ein und kann bei der Gestaltung von
Entwicklungsperspektiven mitwirken.

NBank
An der Gründung der Wirtschaftsförderbank (NBank)
war der DGB von Anfang an beteiligt. Ihre strategische
und konzeptionelle Ausrichtung ist eine wichtige poli-
tische Aufgabe. Die große Bandbreite der Förder pro -
gramme bedeutet, dass es eine sehr vielschichtige
Kun denstruktur gibt. Auch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der NBank kommen aus verschiedenen
„Kulturen“. Es ist daher eine Herkulesaufgabe, das
Zusammenwachsen der „integrativen Förderplatt form“
zu gestalten. Mit der vollzogenen Integration der Lan -

des treuhandstelle und der gesellschaftsrechtlichen Ver -
änderung verstärkt sich diese Herausforderung. Der
DGB wird diesen Prozess weiterhin aktiv begleiten. Er
ist im Verwaltungsbeirat der NBank mit zwei Sitzen ver -
treten.

KDA
Im Fachbeirat des Kirchlichen Dienstes in der Arbeits -
welt der ev.-luth. Landeskirche Hannover (KDA) arbeitet
der DGB aktiv mit.

NIW, Nord/LB und Bundesbank
Der DGB ist im Kuratorium des Niedersächsischen
Institutes für Wirtschaftsforschung (NIW) vertreten
und unterstützt dessen erfolgreiche Arbeit. Darüber
hinaus ist der DGB vertreten im Beirat der Nord/LB und
dem Beirat der Deutschen Bundesbank, Hauptverwal -
tung Hannover. Er vertritt dort die gewerkschaftlichen
Interessen zur wirtschaftlichen Entwicklung in Nieder -
sachsen.

Newsletter
Seit 2006 geben wir einen Newsletter mit aktuellen
Informationen zur Wirtschafts-, Umwelt- und Europa -
politik heraus.

Bremen

Im Frühjahr 2008 legte der Wirtschaftssenator ein
„Strukturkonzept Land Bremen 2015“ vor. Mit diesem
neuen Wirtschaftsprogramm will das Land „in der
Lage sein, trotz geringerer Mittel eine wirksame Struk -
turpolitik im Interesse von Unternehmen, Selb stän di gen,
Arbeitnehmerinnen und Arbeit neh mern zu betreiben.“

„Dabei wird eine Strategie der systematischen Ver -
zahnung von ökologischen, ökonomischen und sozia-
len Zielen verfolgt“, heißt es weiter, um den Prozess
einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Wirtschafts ent -
wicklung zu unterstützen und um dadurch Arbeits plätze
zu sichern, neue zu schaffen und somit die Arbeits losig -
keit im Land zu senken.
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Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften waren an
der Diskussion über das Wirtschaftsprogramm betei-
ligt. Neben Gesprächen mit VertreterInnen des Res -
sorts formulierte der DGB eine schriftliche Stel lung -

nah me zum Strukturkonzept, die dem Wirtschafts -
sena tor zugeschickt wurde. Sie ist im Folgenden doku-
mentiert:

14 Jahresbericht 2008 • Wirtschafts- und Strukturpolitik

Attraktive Arbeitsplätze und das Vorhandensein qualifizier-
ter Arbeitskräfte werden künftig die wichtigsten Faktoren
für die positive Entwicklung einer Re gion sein. In diesen
Zusammenhang gehören auch Maßnahmen zur Förderung
der Innovationsfähigkeit. Innovationsfähigkeit hängt ab
von Qualifikation –von der schulischen Bildung über die
betriebliche Aus- und Weiterbildung bis zum Studium. Hier
muss ein Schwerpunkt bremischer Wirtschaftspolitik in
Abstimmung mit dem Arbeits- und dem Bildungs ressort
gesetzt werden.

Angesichts der Klagen über drohenden Fachkräfte mangel
bei immer noch hoher Arbeitslosigkeit in Bremen und vor
allem Bremerhaven muss Arbeits markt politik darauf aus-
gerichtet sein, durch gezielte und abgestimmte
Maßnahmen Arbeitslose für den vorhandenen Arbeitsmarkt
zu qualifizieren. Eine enge Abstimmung zwischen
Wirtschafts- und Arbeits markt politik ist hierfür notwendig.

Die Unternehmen haben in den letzten zehn Jahren ver-
säumt, durch Ausbildung den Fachkräftenach wuchs zu sichern.
Die Unternehmen dürfen nicht durch staat liche Maßnahmen
aus ihrer Ausbildungspflicht entlassen werden. Wir unter-
stützen aber Programme, durch die der direkte Übergang
von Haupt- und Sekun darschul ab gän gerInnen in die Berufs -
ausbildung ge fördert wird. Zur Sicherung des Fachkräfte -
bedarfs in Industrie und Hand werk sowie im Ingenieurs-
und naturwissenschaftlichen Bereich fordern wir eine Fach -
kräfteoffensive, mit der diese Branchen gezielt um Nach -
wuchs werben, sowie eine größere Durchlässig keit der Bil -
dungsgänge, die ohne bürokratischen Aufwand auch
Hauptschulabsolventen mit abge schlos sener Berufsaus -
bildung und Berufserfahrung das (Fach) Hochschulstudium
ermöglichen.

Die Verantwortlichkeit für die betriebliche Weiterbil dung
muss bei den Unternehmen liegen. Durch Bera tung und
Unterstützung für Betriebsräte und für KMU kann aber die
Weiterbildungsbeteiligung in den Bre mer und Bremer have -
ner Betrieben erhöht werden, indem entsprechende Ange -
bote und Programme des Landes oder der Arbeitsagen tu ren

offensiver bei den Unternehmen vermarktet und mit Um -
set zungshilfen verbunden werden.

Arbeitnehmer/innen erscheinen im Konzept als Hu man -
ressourcen, als Fachkräftemangel etc., sind aber als Akteu re,
die die betrieblichen Prozesse/Praxis mit gestalten (die „wah -
ren ExpertInnen“), nicht vorgesehen. Aus unserer Sicht muss
die Beteiligung der Arbeitnehmer/innen und ihrer Interes -
sen vertre tun gen Bestandteil betrieblicher Arbeits- und
Wirt schaftsför de rung sein.

In diesem Zusammenhang erneuern wir unseren Wunsch
nach einer Arbeitsmarkt- und Wirtschafts för de rung „aus
einer Hand“, unabhängig von den sie tragenden Institu tio -
nen und Ressorts. Es muss eine gemeinsame Anlaufstelle
geben, in der Be triebsräte und Unternehmen Informatio -
nen und Unter stützungsmöglichkeiten angeboten bekom-
men. Wirtschafts- und Arbeitsmarktprogramme müssen so
flexibel sein, dass sie auf die betriebliche Problematik
zugeschnittene Lösungsmöglichkeiten zulassen. Der
„Feuerwehrfonds“ zur Bewältigung von Unternehmens kri -
sen muss erhalten bleiben. Arbeitsmarkt- und Wirt schafts -
politik sollen präventiv auf die Vermeidung von Unter neh -
menskrisen ausgerichtet sein. Betriebe in Struktur um brü -
chen brauchen Ansprechpartner, die sie bei notwendigen
Maßnahmen beraten und unterstützen. Vorrang vor allen
staatlichen finanziellen Unterstützungen muss die Eigen be -
teiligung der Betriebe haben, die Beteiligung der Betriebs -
räte und Gewerkschaften muss sichergestellt werden.

Wir begrüßen die Wiederentdeckung einer modernen
indu striellen Basis und die Abkehr von den Illusionen über
eine Dienstleistungsökonomie in diesem Konzept. Aller -
dings müssen die industriebezogenen Dienstleistungen in
das Gesamtkonzept einbezogen werden. Schwerpunkte
der modernen Indu striepolitik sind die Luft- und Raum -
fahrt. Wichtig ist die Stärkung der industriellen Verflech -
tung (Zulieferbeziehungen etwa in der Automobil produk -
tion). Hafenwirtschaft und Logistik sind, wie im Kon zept
beschrieben, Grundlagen der bremischen Wirt schafts- und
Arbeitsmarktentwicklung. Die besondere Schwerpunktset -



Sachsen-Anhalt

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzen
sich stetig mit der Wirtschafts- und Strukturpolitik der
Landesregierung auseinander. Sie haben sich im ver-
gangenen Jahr als Akteure kontinuierlich in den Pro -
zess des „Aufbau Ost“ eingebracht – nicht zuletzt
durch unsere Tarif- und Betriebspolitik und unser Enga -
ge ment im öffentlichen Dienst. In den Branchen und
Regionen ist es gelungen, Betriebe anzuwerben, zu
erhal ten und eine zukunftsträchtige und Beschäfti -
gung fördernde Struktur- und Regionalpolitik auszu-
bauen. Damit haben wir wichtige Beiträge zur Anglei -
chung der Lebensbedingungen zwischen Ost- und
Westdeutschland geleistet. Die Bundesregierung weist
in ihrem Jahresbericht zum Stand der deutschen Ein -
heit 2008 zu Recht darauf hin, dass auf dem Gebiet
der Wirtschaft immer noch spürbare Unterschiede zwi-
schen Ost und West festzustellen sind. Die gesamtwirt-
schaftliche Leistung liegt erst bei rund 70 Prozent der

alten Länder gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf der Bevölkerung. Ähnlich sieht es bei den gegen-
wärtigen durchschnittlichen Verdienstmöglichkeiten im
gewerblichen Bereich der ostdeutschen Wirtschaft aus.
Für den DGB und seine Gewerkschaften bleibt der Auf -
bau Ost auch in Zukunft eine vorrangige Aufgabe un -
se rer Gesellschaft. Die neuen Bundesländer müssen
ihre wirtschaftliche Kraft im europäischen Binnenmarkt
weiter entwickeln.

Zwar ist aufgrund der guten konjunkturellen Entwick -
lung im vergangenen Jahr die Arbeitslosigkeit in Sach -
sen-Anhalt erfreulicherweise gesunken und erreichte
im Sommer 2008 den niedrigsten Stand seit 1991,
gleichzeitig breitet sich jedoch der Niedriglohnsektor
immer weiter aus. Belegschaften, Betriebsräte und
Gewerkschaften wehren sich gegen den Abbau von
Arbeitneh merrechten und gegen prekäre Beschäfti -
gungs verhältnisse und setzen sich für einen Mindest -
lohn von 7,50 Euro ein.
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zung auf Bremerhaven halten auch wir für notwendig. Wir
unterstützen das Kon zept einer Clusterbildung.

Neben den bereits genannten Bereichen gehören dazu aus
unserer Sicht Automotive, neue Verfah renstechniken, Um -
welt wirtschaft, Nahrungsmittel wirtschaft/-technologie. Hier
sehen wir künftige Entwicklungsmöglichkeiten, die auch zu
neuen qualifizierten Arbeitsplätzen führen.

Zur Stärkung des wissenschafts- und forschungsbezogenen
Wirtschaftens im Land Bremen gibt es im Programm viele
richtige Hinweise. Fortgesetzt werden sollte die Verknüp -
fung von kommunaler Wirt schafts politik mit anwendungs-
naher Forschung – auch in externen Instituten. Die Förde -
rung der universitären Forschung und Wissenschaft darf
allerdings nicht wirtschaftlichen Gesichtspunkten völlig
unter geordnet werden.

Im vorliegenden Konzept werden als wichtiges Element der
Rahmenbedingungen für Unternehmen Standortkostensen -
kungen genannt. Hier werden klassische Möglichkeiten,
wie Absenkung der Preise für bspw. Ver- und Entsorgungs -

kosten vorgeschlagen, statt Innovationen in diesem Bereich
(z. B. Redu zierung des Verbrauchs) zu fördern. Wichtig wäre
auch, regionale Unternehmen bei der Flächen nut zung und
-erweiterung zu unterstützen, u. a. auch durch den Ausbau
von Verkehrsanbindungen. Zu dem sollte hier die Koopera -
tion mit den Umland gemeinden im Vorder grund stehen, um
nicht weiter die Konkurrenz durch Preis senkungen zu
befördern und damit auch Einnahmeverluste in den öffent-
lichen Haushalten hinzunehmen. Möglich kei ten und Gren -
zen der Kooperation in der Metropolregion müssen noch
näher bestimmt werden. 

Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik müssen auf den Er halt
geltender Sozial- und Umweltstandards ausgerichtet sein.
Sie dürfen den Erosionsprozess am Arbeitsmarkt nicht unter -
stützen. Überlegungen wie die Einrichtung einer Modell -
region Bremerhaven (Sonderwirtschaftszone), in der diese
Standards eingeschränkt werden sollen, lehnen wir ab.
Nach dem Urteil des EuGH zum niedersächsischen Ver gabe -
 gesetz müssen alle verbleibenden Möglichkeiten genutzt
werden, im Land Bremen öffentliche Auf träge an Tarif- und
Sozialstandards zu binden.



Der Anteil der Langzeitarbeitslosen in Sachsen-Anhalt
bleibt auf hohem Niveau. Die damit verbundene Per -
spektivlosigkeit untergräbt nicht nur die Fundamente
unseres Sozialstaates, sondern auch das Vertrauen der
Menschen in Gestaltungswillen und -fähigkeit der
Politik. Wirtschaft und Politik in demokratischen
Gesellschaften müssen sich am Gemeinwohl orientie-
ren: Die internationale Finanzkrise zeigt, wohin es
führt, wenn dieser Grundsatz in Vergessenheit gerät.

Im Herbst 2008 befindet sich die Weltwirtschaft im
Abschwung. Der DGB fordert angesichts der dramati-
schen Zuspitzung der Finanzkrise ein Ende des „Casi -
no-Kapitalismus“ und die Rückkehr zur sozialen Markt -
wirtschaft. Instrumente, die die soziale Markt wirt -
schaft stärken, müssen unterstützt und ausgebaut wer -
den. Dazu gehört nicht zuletzt die Mitbestimmung. Wir
brauchen eine Re-Regulierung der Finanzmärkte sowie
eine stärkere persönliche und finanzielle Haftung von
Vorständen und Managern. Damit die Menschen ihr
Vertrauen in die Demokratie und die soziale Markt wirt -
schaft angesichts der Krise nicht verlieren, bedarf es
neben den staatlichen Rettungsmaßnahmen für die
Banken eines gezielt eingesetzten öffentlichen Investi -
tionsprogramms. Dies ist nicht nur aus Gründen der
Gerechtigkeit geboten – denn die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zahlen letztlich mit ihren Steuer gel -
dern die Zeche für die Stabilisierung der Krise – son -
dern wirtschaftspolitisch zwingend notwendig, um eine
Rezes sion zu vermeiden.

Der DGB nutzt seine Mitarbeit im Präsidium und in der
Lenkungsgruppe des „Forums für Wirtschaft und Arbeit
Sachsen-Anhalt, um die Positionen der Gewerkschaf -
ten zu vertreten. Schwerpunkte der Arbeit 2008 waren
die Erarbeitung der Vergabekriterien für die Struktur -
fondsmittel, die Umsetzung der EU-Dienstleistungs -
richt linie in Sachsen-Anhalt, die Vergabekriterien im
Ergebnis der EuGH-Urteile sowie das Beteiligungs ver -
fahren zum Entwurf des Landesentwicklungsplanes
Sach sen-Anhalt.

Der Landeskreditausschuss in Sachsen-Anhalt wurde
laut Beschluss der Landesregierung durch den Bürg -
schaftsausschuss ersetzt. Hier ist eine Beteiligung des
DGB und seiner Gewerkschaften abgelehnt worden.

Arbeitskreis Wirtschaft
Zur Abstimmung der wirtschaftspolitischen Positionen
der Gewerkschaften existiert beim DGB auf Landes -
ebene ein Arbeitskreis Wirtschaft, der sich mit den
Fragen der Wirtschafts-, Struktur- und Arbeitsmarkt -
politik beschäftigt. Diesem Arbeitskreis gehören
VertreterInnen der Mitgliedsgewerkschaften, der DGB-
Region sowie der Gesellschaft zur För derung arbeits-
orientierter innovativer Strukturent wicklung in Sach sen-
Anhalt e.V. (GAISA) an. Dieser Arbeitskreis tagt einmal
pro Quartal und bei Bedarf.

Sonneck-Workshop
Zur Wirtschaftsentwicklung Ostdeutschlands wurde ge -
meinsam mit dem DGB-Bundesvorstand die Son neck-
Workshopreihe fortgesetzt. Wissenschaftle rInnen und
GewerkschafterInnen berieten über mittel- und langfri-
stige Wachstumsperspektiven für Ost deutsch  land. Sie
gingen der Frage nach, ob es überhaupt noch Sinn
macht, über klassische Ost-West-Unter schiede in der
Regionalpolitik nachzudenken oder ob wir in Zukunft
nur noch strukturstarke und struk turschwache Regio nen
unterscheiden sollten.

Hochschule – Wirtschaft
Das Projekt „Wissenstransferverbund im regionalen
Netz werk“ des Vereins zur Förderung der Kooperation
von Wissenschaft und Arbeitswelt in Sachsen-Anhalt
konnte 2008 fortgesetzt werden. Mit dem Projekt sol-
len eine Verringerung der Abwanderung von studier-
ten Fachkräften aus Sachsen-Anhalt und ein Transfer
von wissenschaftlichem Know-how in die Unter neh -
men sowie praktischem Wissen in die Hochschulen
erreicht werden.
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Der bezirksweite Arbeitskreis Bildung hat in 2008 vier-
mal getagt. Ein Schwerpunkt seiner Arbeit war die For -
derung nach Einrichtung neuer und Erweiterung beste-
hender Integrierter Gesamtschulen. Die im Arbeitskreis
abgestimmte Position des DGB und seiner Mitglieds ge -
werk schaften ist auch in die Stellungnahme zur Novel -
lierung des Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG)
eingeflossen. Die Situation auf dem Aus bil dungsmarkt,
der Deutsche Qualifikationsrahmen (DQR), die Berufs -
bildungs-PISA-Studie, der Modellversuch ProReKo sowie
seine Evaluierung und die Einführung des Ausbildungs -
bonus’ sind einige der Themen, die inten siver diskutiert
und behandelt wurden.

Ein Schwerpunkt der Herbstsitzung des Arbeitskreises
war die gemeinsame Stellungnahme des Haupt aus -
schusses des Bundesinstituts für Berufsbildung zum Ent -
wurf des Berufsbildungsberichtes 2008 sowie die Stel -
lung nahmen der Gruppe der Arbeitgeber, der Arbeit -
nehmer sowie der Beauftragten der Länder dazu.

Das Eckpunktepapier des Kultusministeriums, das auf
Grund des Wegfalls der Anrechenbarkeit des Berufs -
grund bildungsjahres (BGJ) erstellt wurde und die Vor -
haben Berufseinstiegsklasse (BEK) und Berufsfach schule
(BFS) erstmalig vorstellte, war Grundlage für die in 2008
vorgenommene Novellierung des NSchG. Die gemein-
same Stellungnahme der Sozialpartner im Landesaus -
schuss für Berufsbildung beim niedersächsischen Kul -
tus ministerium war in der aktuellen Diskussion hilfreich.

Es wurde verabredet, die Forderung des DGB und seiner
Mitgliedsgewerkschaften nach einer Änderungsver ord -

nung zur Ausbildereignungsverordnung (AEVO) und
nach einer Übergangsregelung im Landes aus schuss und
in den Berufsbildungsausschüssen vor Ort zu themati-
sieren.

Da die Kammern weiterhin bemüht sind, Abschlüsse
aus der beruflichen Weiterbildung mit dem Titel
„Bache lor Professional“ zu versehen, es innerhalb des
DGB aber noch keine abschließende Positionierung
gibt, wurde im Arbeitskreis vereinbart, dass etwaige
Beschlussfassungen auf Kammerebene mit Hinweis auf
den beschriebenen Sachstand zurückgestellt werden.

Niedersachsen

Mitglieder des Arbeitskreises Bildung aus Nieder sach -
sen sind im Mai 2008 zu einer Bildungsreise nach
Italien gefahren. Ziel der Reise war es, das italienische
Bildungssystem vom Elementarbereich über Hoch schule
bis zum Weiterbildungssystem kennen zu lernen sowie
sich ausführlich über das frühkindliche Bil dungssystem
und die seit der Änderung des Psychia trie gesetzes
praktizierte Integration in allen Bil dungs bereichen zu
informieren.

Im Landesausschuss für Berufsbildung beim Kultus -
ministerium (LABB) und im Landesschulbeirat arbeiten
Mitglieder des Arbeitskreises Bildung mit.

Behandelte Themen im Landesschulbeirat waren:

D Zukunft der Hauptschulen in Niedersachsen

D Übergang Kindergarten – Grundschule

D Ganztagsschulen

Im Landesausschuss für Berufsbildung wurden folgen-
de Themen behandelt:

D Bildung und Qualifizierung in Niedersachsen,

D Berufliche Bildung in Niedersachsen,

D Ausbildungsvoraussetzungen und –barrieren für
benachteiligte Jugendliche,

D Beschulung behinderter Azubis.

Bildungspolitik
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Kooperationsstellen
Die Arbeit der fünf niedersächsischen Kooperations -
stellen Hochschule und Gewerkschaften wird im „Netz -
werk Kooperationsstellen“ koordiniert. Vertrete rinnen
und Vertreter der DGB-Regionen und des DGB-Bezirks
sind in den jeweiligen Beiräten aktiv.

Hochschulpolitik
Der Hochschulpolitische Arbeitskreis des DGB-Bezirks
hat auch 2008 erfolgreich gearbeitet und Veranstal -
tungen durchgeführt. Die Arbeit wird getragen von
einem Koordinierungskreis, der den hochschulpoliti-
schen Sprecher Christoph Kusche und den forschungs-
politischen Sprecher Prof. Dr. Michael Vester in ihrer
Arbeit unterstützt. In diesem Jahr wurden drei Tagun -
gen durchgeführt.

Die erste Jahrestagung fand zur Frage „Wohin steuern
die Hochschulen in Niedersachsen? Bilanz und Per spek -
tiven der niedersächsischen Hochschulpolitik“ statt.
Nach einem Einführungsreferat von Dr. phil. Peer Paster -
nack, Forschungsdirektor am Institut für Hochschul -
forschung (HOF) an der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg, und kurzen Statements von Vertrete -
rinnen und Vertretern der Fraktionen im Nieder säch -
sischen Landtag wurde das Thema ausführlich diskutiert.

In der Juniveranstaltung haben sich die Teilnehme -
rinnen und Teilnehmer mit den Schwerpunkten

D Spannungsfeld Hochschulräte, Präsidien und
Selbstverwaltung

D Verwendung der Studienbeiträge

D Alte und neue Personalkategorien, wer macht die
Wissenschaftsverwaltung?

D Qualität der Lehre für die neuen Studienabschlüsse

befasst. An dieser Veranstaltung haben auch
FakultätsentwicklerInnen und -referentInnen sowie
StudienvertreterInnen teilgenommen.

In der zweiten Jahrestagung wurde das Thema „Qua -
lität der Lehre“ behandelt. Prof. em. Dr. Ludwig Huber
von der Akkreditierungskommission der Deutschen

Gesellschaft für Hochschuldidaktik e.V. referierte zum
Thema „Qualität der Lehre an deutschen Hochschulen:
Bedingungen und Strategien für ihre Verbesserung
nach „Bologna“. lic. phil. Gerhild Tesak, Leiterin der
Hochschuldidaktik im Vizerektorat Lehre und Studium
der Universität Basel, sprach zur Entwicklung der Lehr -
qualität an schweizerischen Hochschulen und insbe-
sondere an der Universität Basel. „Schlüssel kompe ten -
zen und neue Lehr-/Lernkulturen – Qualitätsmerkmale
der Bachelor-Studiengänge?“ war das Thema des
Vortrags von Dr. Hildegard Schaeper vom Hochschul-
Informationssystem in Hannover. Karoline Kleinschmidt
von der IG Metall-Bezirksleitung Niedersachsen/Sach -
sen-Anhalt stellte die Studienarbeit der Gewerkschaf -
ten vor, insbesondere die Aktivitäten der IG Metall.

Bremen

Politische Bildung
Nachdem es 2007 gelungen war, die Ausgaben für
politische Bildung im laufenden Haushalt zu veran-
kern, ging es in diesem Jahr aufgrund der geplanten
Kürzungen der Weiterbildungsmittel erneut darum, die
Finanzierung der politischen Bildung gegen die Pläne
des Bildungsressorts sicher zu stellen. Der DGB und
seine Mitgliedsgewerkschaften fordern eine ausrei-
chende Finanzierung der Weiterbildung im Land Bre -
men, vor allem aber eine Absicherung der politischen
Bildung. Ohne ausreichende öffentliche Mittel wäre
vor allem die politische Bildung für so genannte bil-
dungsbenachteiligte Teile der Bevölkerung, zu der
auch viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zäh-
len, nicht  mehr durchzuführen. Gemeinsam mit der
Bil dungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Bremen e.V.
veranstaltete der DGB eine viel beachtete Tagung mit
den Referenten Prof. Dr. Klaus Ahlheim und Prof. Dr.
Oskar Negt, um das Thema stärker in die Öffentlichkeit
zu bringen.

Bildungsurlaubsgesetz
In Bremen fordern die Kammern sowie die Arbeit geber -
verbände Einschränkungen bei den Regelungen des Bil -
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dungsurlaubs. Der DGB hat öffentlich und in Schreiben
an die politischen Parteien und Fraktionen gegen diese
Forderung Stellung bezogen. Ein Gesetz entwurf von
FDP und CDU, der Kürzungen des Freistel lungs an -
spruchs für den Bildungsurlaub und das obligatorische
Einbringen von Urlaubsanteilen sowie inhalt liche Be -
schränkungen vorsah, wurde von der bremischen Bür -
ger schaft daraufhin abgelehnt. Da in der Koalitionsver -
einbarung der neuen Regierung eine Novellierung des
Bildungsurlaubsgesetzes vorgesehen ist, auf der ande-
ren Seite aber auch die Beteiligung am Bildungsurlaub
kontinuierlich zurückgeht, hat der DGB die Fraktionen
und das Bildungsressort aufgefordert, zu einem Run -
den Tisch zur künftigen Gestaltung des Bildungs ur laubs
mit Arbeitgebern, DGB und Gewerk schaften so wie den
Bildungsträgern einzuladen. Ein erstes Gespräch wird
noch Ende 2008 stattfinden.

Hochschulpolitik
Institut für Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften arbeiten
erfolgreich mit dem IAW und seinem Direktor, Prof. Dr.
Rudolf Hickel, zusammen. Es gibt zahlreiche Projekt -
koope rationen.

Hochschulpolitischer Arbeitskreis
Auf Einladung des DGB hat im Oktober ein erstes
Treffen von Lehrenden, Studierenden und Mitarbei te -
rInnen der Universität und der Hochschulen im Land
Bremen stattgefunden. Ziel des Treffens war es, einen
hochschulpolitischen Arbeitskreis beim DGB in Bremen
einzurichten, in dem gewerkschaftliche Positionen zur
Hochschulpolitik im Land entwickelt werden sollen.
Dieses Vorhaben stieß auf große Resonanz, so dass ein
weiteres Treffen vereinbart wurde.

Sachsen-Anhalt

Landesauschuss für Berufsbildung
Durchgängiges Thema aller Ausschusssitzungen war
die aktuelle Situation in der Berufsausbildung sowie auf
dem Ausbildungsstellenmarkt.

Weitere Schwerpunkte der diesjährigen Arbeit im
Landesausschuss für Berufsbildung waren:

D Diskussion zu Modellprojekten u. a. zur Förderung
von benachteiligten Jugendlichen, Internationa li sie -
rung der Berufsausbildung

D Aktuelle Ausbildungsplatzsituation und Beschulung
an den Berufsbildenden Schulen in Sachsen-Anhalt
im Rahmen der dualen Berufsausbildung

D Berufswahlorientierung

D Stand der Umsetzung Europäischer Qualifizierungs -
rahmen, Nationaler Qualifizierungsrahmen sowie das
Leistungspunktesystem ECVET

Arbeitskreis Berufliche Bildung 
Der Arbeitskreis Berufliche Bildung des DGB Sachsen-
Anhalt trifft sich regelmäßig und beschäftigt sich mit
der Ausbildungssituation, dem Stand des Be werber jah -
res sowie aktuellen berufsbildungspolitischen Frage -
stel lun gen im Land. Schwerpunkte 2008 waren:

D Die Erarbeitung gewerkschaftlicher Positionen zu
den zu erwartenden Bildungspotentialen der Schul -
ab gän gerInnen, zur Fachkräfteentwicklung Sach -
sen-Anhalt bis zum Jahr 2012 und den sich daraus
er ge benden Anforderungen an die Bildungspolitik.

D Die Gestaltung und Verbesserung der Zusam men -
arbeit der Gewerkschaften mit den Berufsbilden den
Schulen im Land.
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Im Rahmen des Arbeitskreises wurden Handlungs emp -
fehlungen zur Verbesserung der Ausbildungsfähigkeit
benachteiligter Jugendlicher in Sachsen-Anhalt erar-
beitet. Im Mittelpunkt der Handlungsempfehlungen
steht eine duale Berufsvorbereitung, durch die die
Anschlussfähigkeit an eine Berufsausbildung bzw. die
Integration in eine Berufsausbildung ohne einen mehr-
jährigen Aufenthalt im Übergangssystem gesichert
werden soll. Die Verknüpfung allgemeinbildender An -
sätze mit sozial- und berufspädagogischen Ansätzen
wird angestrebt. Die vorgeschlagenen Maßnahmen
rich ten sich an Jugendliche über 16, die keinen oder
einen Hauptschulabschluss haben oder eine Förder -
schule besucht haben.

Am 18. Juni hat der DGB in einem Pressegespräch ge -
meinsam mit der GEW sowie den Arbeitgeber- und
Wirt schaftsverbänden Sachsen-Anhalt e.V. und dem
Gesamtverband Handwerk Sachsen-Anhalt e. V. auf den
absehbaren Fachkräftemangel in Sachsen-Anhalt auf-
merksam gemacht. Ältere scheiden aus dem Er werbs -
leben aus, die Abwanderung Qualifizierter hält an. In
den nächsten Jahren werden weniger Schul ab sol ven -
tInnen, insbesondere solche mit höheren Abschlüssen,

die Allgemeinbildende Schule verlassen. Das Lehr -
stellenproblem kehrt sich daher um, es wird an ausbil-
dungsfähigen Jugendlichen mangeln. Daraus ergibt sich
die Chance und Notwendigkeit, auch Jugend lichen
ohne Schulabschluss, aus Förderschulen oder mit
einem Hauptschulabschluss Wege in die Berufs aus bil -
dung zu bahnen.

GEW Vorstandsbereich Berufsbildende Schulen
Um eine enge Verknüpfung der Lernorte Schule und
Betrieb für die gewerkschaftliche Arbeit sowie die
Mitarbeit in Landesgremien und Arbeitskreisen abzu -
sichern, arbeitet der DGB Sachsen-Anhalt im Vor stands -
bereich Berufsbildende Schulen in der GEW Sachsen-
Anhalt aktiv mit.

Landesschulbeirat
Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat sind wir
aktiv bei der Erarbeitung von Stellungnahmen und
werden bei Bedarf koordinierend tätig. Stellung nah -
men wurden u. a. für das Programm zur Vermeidung von
Schulversagen und den Abbau von Schulab brü chen,
so wie zur Anhörung von Rahmenrichtlinien erarbeitet
und mit den zuständigen Gewerkschaften abgestimmt.

Hochschulen
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg exi-
stiert ein Hochschulinformationsbüro, das der DGB
gemeinsam mit der GEW und dem Studentenrat be -
treibt. Weitere Kooperationsbeziehungen bestehen
zwischen dem DGB Sachsen-Anhalt und der Hoch -
schule Magdeburg/Stendal, dem Fachbereich Sozial-
und Gesundheitswesen. Gemeinsam mit der Fach hoch -
schule wurden Fortbildungen zum SGB II und SGB III
sowie zum Erfahrungsaustausch von AkteurInnen
orga nisiert.
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Berufsschularbeit
2008 wurde das neue Konzept zur Berufsschularbeit
„Gemeinsam Gewinnen“ bundesweit gestartet. Ziel ist
es, die verschiedenen Ansätze, die in den Gewerk -
schaften und im DGB vorhanden sind, zu bündeln und
einen gemeinsamen Auftritt in der Berufsschule zu
erreichen. Damit konnte das Konzept gut an der im
Bezirk praktizierten Berufsschularbeit anknüpfen. Aus -
gangspunkt war die Analyse, dass die Ausbildungs -
landschaft sich strukturell gewandelt hat: Eine Vielzahl
Auszubildender wird von Gewerkschaften nicht mehr
im Betrieb erreicht, in den Berufsschulen können je -
doch annähernd 100 Prozent der Auszubildenden ange -
 sprochen werden. Drei Viertel der Jugendlichen haben
in der Berufsschule den ersten Kontakt mit Gewerk -
schaf ten – und gut die Hälfte kann sich vorstellen,
Mitglied zu werden. Eine enge Zusammenarbeit von
DGB und Mitgliedsgewerkschaften bietet deshalb ein
hohes Potenzial für erfolgreiche Mitgliederge win nung.

Die Berufsschulaktivitäten an vielen Orten in Nieder -
sach sen, Bremen und Sachsen-Anhalt haben nun mit
„Gemeinsam gewinnen“ eine neue Grundlage. Be -
standteil der Berufsschularbeit war auch weiterhin der
Projekttag für Demokratie und Mitbestimmung (PDM),
der Projekttag Next Generation (für benachteiligte
Jugend liche im Berufsvorbereitungsjahr und ähnlichen
Berufsvorbereitungsmaßnahmen) sowie das Kampag -
nenset auf dem Schul hof oder im Innenbereich.

Aktivitäten gegen Rechts 
„…für demokratie courage zeigen!“
Das Projekt „…für demokratie courage zeigen!“, eine
ge meinsame Initiative mit der Naturfreundejugend
gegen Rechtsextremismus und Rassismus – für Vielfalt,
Tole ranz und Demokratie in Niedersachsen und Bre -
men wurde auch 2008 fortgeführt. Insbesondere in
Koope ration mit allgemein- und berufsbildenden Schu -
len haben wir viele Projekte auf den Weg gebracht.
Wir sind wei terhin Partner der Initiative Schule ohne
Rassismus – Schule mit Courage (SOR-SMC) und unter-
stützen die Schulen dabei, eine SOR-SMC-Schule zu
werden.

Viele Teamqualifizierungen und -fortbildungen fanden
statt. In Bremen konnte ein gemeinsam von DGB-
Jugend und ARBEIT UND LEBEN Bremen e.V. einge-
reichter Xenos-Antrag bewilligt werden, in Nieder -
sachsen ist die gemeinsame Initiative von Natur -
freundejugend und DGB-Jugend leider gescheitert. Wir
bemühen uns aber weiterhin um eine Verstetigung
unserer Arbeit gegen Rechts.

Jugend gegen Rechts in Sachsen-Anhalt
Wir engagieren uns durch vielfältige Aktio nen und Ver -
anstaltungen in den regionalen Bünd nissen gegen
Rechts sowie im landesweiten Netzwerk für Toleranz
und Demokratie. Seit den neunziger Jahren und insbe-
sondere seit den Hartz IV-Protesten 2004 steht die
soziale Frage, national uminterpretiert, im Zentrum
rechtsextremer Ideologien und Agitation. Neben Pro -
jekten an Schulen und Berufsschulen haben wir uns
insbesondere während der Fachveranstaltung „Soziale
Demagogie von rechts – Die Themen Wirt schaft, Ein -
wanderung und Globalisierung im aktuellen Rechts -
extremismus“ in Kooperation mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung und der DGB-Region Magdeburg-Alt mark mit
dem Thema beschäftigt.

Jugend
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Studierendenarbeit
Wir haben damit begonnen (und werden das in 2009
mit einer bezirksweiten Tagung weiter fortsetzen), uns
intensiv mit dem Thema der gewerkschaftlichen Stu -
dierendenarbeit auseinanderzusetzen. Ansatz punkte
dabei sind die Fragestellungen, wie Gewerkschaften und
Studierende voneinander profitieren können und wie
eine stärkere gewerkschaftliche Präsenz an den Hoch -
schulen und unter den Studierenden aussehen kann.

Ausbildung für alle
2008 hat die DGB-Jugend angesichts der weiterhin
schlechten Situation am Ausbildungsstellenmarkt die
Initiative „Ausbildung für alle“ fortgeführt. Kernele -
ment ist die Forderung nach einem Grundrecht auf
Ausbil dung, einer solidarischen Finanzierung der
Ausbildung und einer deutlichen Qualitätssteigerung
in der Aus bildung. Weitere Informationen dazu gibt es
unter www.ausbildung-fuer-alle.de.

In Zusammenarbeit mit den Abteilungen Arbeits markt -
politik und Bildung haben wir monatliche Informa -
tionen zu den Zahlen und Daten des Ausbildungs stellen -
marktes herausgebracht. 

Personelles
Sabine Herold schied als DGB-Jugendbildungs refe ren -
tin in Bremen aus und wechselte als Geschäftsführerin
zur GEW. Ihre Nachfolgerin wurde am 1. Oktober Ima
Drolshagen.

In Hannover hörte Mirjam Blumenthal als Jugendbil -
dungs referentin auf und wechselte in den Bereich Ju -
gend beim Bundesvorstand. Befristet eingestellt wurde
Michael Meine.

Niedersachsen

Die DGB-Jugend war in den Regionen vor Ort vor allem
in der Vorfeldarbeit an allgemein- und berufsbildenden
Schulen, in Aktivitäten gegen Rechtsextremismus, in
der Umsetzung genderorientierter Jugendbildungs -

arbeit sowie für mehr und bessere Ausbildung unter-
wegs. Wir haben viele Veranstaltungen und Aktionen,
teilweise in jugendpolitischen Bündnissen, organisiert
und erfolgreich umgesetzt. Basis unserer Arbeit sind
dabei die Teamenden und unsere Jugendstrukturen vor
Ort, die maßgeblich unterstützt durch die hauptamt-
lichen Jugendbildungsrefe ren tIn nen die Aktivitäten pla-
nen, durchführen und auswerten.

Internetauftritt
Unsere Internetpräsenz wird komplett überarbeitet.
Da bei geht es um einen verbesserten Auftritt unserer
Jugendaktivitäten, eine höhere Aktualität und eine ver-
besserte Möglichkeit, Informationen einzustellen. Das
Projekt soll im Dezember 2008 abgeschlossen sein.

„Mädchen sind laut – Jungs sind zickig“
Die Gender-Projekttage waren auch 2008 gut nachge-
fragt an Schulen. Im Rahmen des Projekts wird zu den
Themen Geschlechterbilder, Lebens- und Berufspla nung,
Kooperation, Konkurrenz und Ausgrenzung ge arbei tet.
Es fanden zahlreiche Teamqualifikationen und -fort bil -
dungen statt.

Europäisches Netz von Demokratiewerkstätten
Mit dem dreijährigen Projekt „Europäisches Netz von
Demokratiewerkstätten – kulturelle Vielfalt und Tole -
ranz konkret!“ stärken wir zivilgesellschaftliche Akteu -
rInnen und organisieren in Demokratiewerkstätten
Lösungsideen für europapolitische Fragen. In den
Demokratiewerkstätten begegnen sich junge Men -
schen mit unterschiedlichem Hintergrund. Sie erarbei-
ten sich nicht nur interkulturelle Kenntnisse und Kom -
pe ten zen, sondern bauen auch langfristige Koopera -
tionsbeziehungen und Freundschaften auf. 2008 fan-
den Projekte in Spanien mit unseren Partnern statt:
Demo kratiewerkstätten, Fachgespräche und die Pla -
nun gen für eine Fortsetzung der Zusammenarbeit.

Projekte für Jugendliche zwischen Schule und Beruf
Das Berufsorientierungsprojekt BOP in Göttingen und
das Projekt „fit for life“ an niedersächsischen Schulen
haben modellhaft neue Wege in der Berufsorien tie -
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rung für (benachteiligte) Jugendliche erprobt und sie
mit Fragen rund um den Berufseinstieg, die Arbeits -
welt und Mitbestimmung vertraut gemacht. BOP fin-
det in Kooperation mit der Bildungsvereinigung ARBEIT
UND LEBEN Niedersachsen e. V. statt und wird gefördert
von der Agentur für Arbeit. Fit for life führen wir seit
dem Schuljahr 2008/2009 gemeinsam mit „Soziale und
berufliche Weiterbildung in Hannover“ durch, finan -
ziell unterstützt wird das Projekt von der Bun des agen -
tur für Arbeit – Regionaldirektion Niedersach sen/ Bre -
men. Derzeit arbeiten wir an einem Rahmen kon zept für
unsere Vorfeldarbeit unter dem Titel „ueber gaenge“.

Jugendpolitik
Im Anschluss an die Landtagswahlen in Niedersachsen
haben wir erste Gespräche mit den Jugendpoliti ke rIn -
nen der im Landtag vertretenen Parteien geführt und
ihnen unsere Positionen zur Ausbildung und Zukunft
von Jugendlichen deutlich gemacht. Beim Gespräch
haben Jugendliche der IG Metall an die jugendpoliti-
schen SprecherInnen eine Riesen-Postkarte überreicht.
Auf ihr wird gefordert, dass die Pol iti kerInnen sich auf
Bundesebene für die Verlängerung der öffentlich
geförderten Altersteilzeit einsetzen. Wir werden die
Gespräche mit den Abgeordneten kontinuierlich fort-
setzen.

Bremen

Der Schwerpunkt der Jugendbildungsarbeit der DGB-
Jugend lag auf der außerschulischen Bildungsarbeit
mit SchülerInnen. Während an Berufsschulen in erster
Linie das Projekt für Demokratie und Mitbestimmung
(PDM) durchgeführt wurde, wurden von allgemein bil-
denden Schulen vor allem Projekttage zum Thema
Antirassismus (Courage-Projekt) und Gender nachge-
fragt. Mit den Teamenden-Arbeitskreisen wurden
Fortbildungsveranstaltungen durchgeführt, eine Ver -
netzung durch gemeinsame inhaltliche „Werkstatt-
Tage“ ist angeregt.

Die DGB-Jugend unterhält einen Jugendraum in der
Kulturwerkstatt Westend. Dort finden Sitzungen und
Veranstaltungen der Ehrenamtlichen, auch die oben
genannten Werkstatt-Tage, statt. Darüber hinaus wer-
den die Räumlichkeiten der Kulturwerkstatt Westend
für die Seminararbeit genutzt.

Das Hochschulinformationsbüro (HIB)
Das Hochschulinformationsbüro in Bremen hat in die-
sem Jahr seine Arbeit weitergeführt und ausgebaut.
Dazu gehörte auch eine verstärkte Öffentlichkeitsar-
beit. Die Internetpräsenz wurde überarbeitet so wie
neue Materialien erstellt, unter anderem Broschü ren
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zum Krankheitsfall, zu Kündigungsregelungen und
zum Recht auf Urlaub im Studi-Job. Das HIB war auf
Infotagen, der Praktikumsmesse und in der Orien -
tierungswoche der Universität präsent. Neben den
regelmäßigen Sprechzeiten, auf die die Studie renden
mit Plakaten und Flyern hingewiesen werden, beteilig-
te sich das HIB an der Einberufung einer Teilbereichs -
personalversammlung für Hiwis. Eine Veranstaltung
zur Umstrukturierung der Studiengänge auf Bachelor-
und Masterabschlüsse wurde ebenso durchgeführt wie
eine Veranstaltung zum „Dschungel Referendariat“.

Studierende, die im gastronomischen Bereich arbeiten,
sollen in Zukunft über Infostände verstärkt angespro-
chen werden. Hierzu wurde eine Kooperation mit der
NGG vereinbart.

Nacht der Jugend
Bei der „Nacht der Jugend“, die jährlich im November
zum Gedenken an die Reichspogromnacht im Bremer
Rathaus stattfindet, beteiligte sich die DGB-Jugend mit
einem Infostand und der Ausstellung „…gerade dich,
Arbeiter, wollen wir“. Zusätzlich wurden gewerk-
schaftlich aktive Zeitzeugen geladen, die den Jugend -
lichen von ihren Erfahrungen als junge Menschen in
Nazi-Deutschland erzählten.

Tag der Arbeit 2008
Anlässlich des 1. Mai veranstaltete die DGB-Jugend in
diesem Jahr eine Kundgebung. Diese stand unter dem
Motto „Kampftag oder Feiertag? Warum es sich lohnt,
am 1. Mai auf die Straße zu gehen“. Dazu wurde auch
ein Flugblatt erstellt, das die Geschichte des 1. Mai
darstellt. Beim Tanz in den Mai gestaltete die DGB-
Jugend wie in den Jahren zuvor ein Zelt auf dem
Doms hof. Zudem gab es einen Musikwagen auf der
Mai-Demonstration sowie einen Redebeitrag auf der
Kundgebung. Umgedichtete Lieder und Stahlfässer -
getrommel rundeten den Beitrag ab.

Berufsmessen
Die DGB-Jugend hat in diesem Jahr an verschiedenen
Berufsmessen wie der Top-Job teilgenommen. An einem

Infostand wurden die Jugendlichen über die Interes sen -
vertretung aufgeklärt und mit der Info-Broschüre „ran
an den Job“ über 136 Ausbildungs be rufe informiert.

Wanderpokal
Seit dem Jahr 1999 vergibt die DGB-Jugend Bremen
den Wanderpokal für den besten Ausbildungsbetrieb
des Jahres. Jugend- und Auszubildendenvertretungen
sowie Ausbildungspersonalräte werden mittels Frage -
bögen zur Situation und Qualität der Ausbildung in
ihren Bereichen befragt. Aus den eingegangenen Fra -
ge bögen und weiteren Informationen wie Be triebs be -
sichtigungen wird dann der Siegerbetrieb er mittelt. Der
Wanderpokal ist auch als Honorierung von Unter neh -
men gedacht, die trotz schwieriger Lage Aus bil dung för -
dern und somit ein gutes Beispiel für andere Betrie be
sein können. Der Wanderpokal für das Aus bil dungs jahr
2008 ging an das Bremerhavener Unter neh men E.H.H.
Autotec, das wegen seiner Betriebs verein barung zur
Förderung der Berufsausbildung ausgezeich net wurde.

Fachkräftemaßnahme in Italien: Bella Ciao
Vom 28. September bis 4. Oktober fand ein Auslands -
seminar in Italien statt. Neben Gesprächen mit Zeit -
zeugen und einer Einführung in die historische Ent -
wick lung vor und nach der „Resistenza“ stand dieses
Mal die Entwicklung und heutige Situation der Ko ope -
rativen in der Region Reggio Emilia im Vorder grund.

Filmreihe im Gewerkschaftshaus
Die DGB-Jugend richtet die gewerkschaftliche
Filmreihe „Montags ist Kinotag im Tivoli“ aus. Auf
dem Programm standen gesellschaftspolitisch interes-
sante Filme wie z. B. „Navigators“ und „Bread and
Roses“ von Ken Loach. Im November wird in Ko ope ra -
tion mit der Bremer Aktionsgruppe für Saubere Klei -
dung der Film „China Blue“ gezeigt. Flankiert werden
die Filme von kurzen Einführungsvorträgen und der
Möglichkeit zur Diskussion.
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Sachsen-Anhalt

Jugendbildungsarbeit
Schwerpunkte waren zum einen die Aus- und Fort bil -
dung Ehrenamtlicher, die sich in der außerschulischen
Bildungsarbeit engagieren, und zum anderen außer -
schu lische Jugendbildungsangebote. Antirassis ti sche
Bildungsangebote wurden fortgesetzt und inhaltlich
weiter entwickelt, ebenso die Angebote zur beruflichen
Orientierung sowie zur Begleitung des Übergangs von
Schule ins Berufsleben. Die durchgeführten Bildungs -
veran staltungen eröffnen Jugendlichen die Möglich -
keit, sich mit der persönlichen Lebens- und Berufsweg -
planung, mit der Entwicklung eigener Fähigkeiten und
Kompetenzen sowie den Möglichkeiten gesellschaft-
licher Teilhabe und Interessenvertretung auseinander
zu setzen.

Politische Kompetenzen stärken
Für interessierte Jugendliche sowie für Multiplika to -
rInnen der außerschulischen Jugendarbeit fanden
Veranstaltungen zu Fragen des Lebensunterhaltes und
der rechtlichen Rahmenbedingungen während der Aus -
bildung, der Mitbestimmung und politischen Inter essen -
vertretung sowie zum Thema Armut statt. Außer dem
unterstützten wir die AWO-„Zuckertütenaktion“, eine
Hilfe für bedürftige Familien, die die Anschaffung der
Erstausstattung zum Schulbeginn ermöglicht. An ge  bote
der antirassistischen Bildungsreihe wie die Übung Blue
Eyed oder Betzavta stehen nach wie vor in großem
Interesse der Teilnehmerinnen und Teil neh mer.

Ausbildung für alle
Mit Politikerinnen und Politikern der Landesregierung
und VertreterInnen der Industrie- und Handelskam mern
sowie Handwerkskammern diskutierten wir zum Ab -
schluss des Ausbildungsjahres 2007/08 im Oktober die
aktuelle Situation auf dem Ausbildungsmarkt und die
Perspektiven für junge Menschen nach der Berufs aus -
bildung in Sachsen-Anhalt.

Türkei erkunden
Gemeinsam mit der IG BAU und der IG Metall Jugend
fand in diesem Jahr ein Auslandsseminar in der Türkei
statt. Neben dem Erkunden der Geschichte des Landes
und dem Austausch mit türkischen Gewerk schaf te rin -
nen und Gewerkschaftern stand die Auseinander set -
zung mit Themen wie Mindestlohn oder Rechtsextre -
mis mus im europäischen Kontext im Vordergrund. Als
Abschluss wurde ein Video erstellt.

Qualifizierung von MultiplikatorInnen
Die Arbeit unseres ehrenamtlich tätigen TeamerInnen-
Arbeitskreises zur Unterstützung der Jugendbildungs -
arbeit konnte weiter ausgebaut werden. Zum einen
stand die methodische und inhaltliche Qualifizierung
zum Thema „Demokratie und Mitbestimmung“ sowie
„Anfangsberatung rund ums Studium“ im Mittel punkt.
Zum anderen entwickelte der TAK Jugendbildungs kon -
zepte und war an der Organisation, Durchführung und
Aus wer tung von Veranstaltungen der DGB-Jugend
beteiligt.
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Die Frauenvertreterinnen des DGB-Bezirk Nieder -
sachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt arbeiten intensiv
und erfolgreich zusammen. In den Ländern sind Lan des -
 frauenausschüsse verankert, auf Regionsebene arbei ten
Ausschüsse oder Bündnisse, und nicht zuletzt sind DGB-
Frauen auch in den jeweiligen Landes frauenräten aktiv.

„Ich bin mehr wert“
Das Jahr 2008 stand unter dem Motto „Ich bin mehr
wert“, einer bundesweiten frauen- und gleichstellungs -
politischen Kampagne des DGB, die am 8. März starte-
te. Im ihrem Rahmen fanden zahlreiche Veranstaltun -
gen und Aktionen statt. So wurden zum Beispiel zur Ver -
anschaulichung des geschlechterspezifischen Gehalts -
unterschieds von 22% 78 Euro-Scheine verteilt.

Höhepunkte waren zwei große Veranstaltungen. Mit
einer Fachtagung in Magdeburg unter dem Titel „Frauen
und Frauenbilder in rechtsextremen Organisationen“
griffen der DGB und die DGB Jugend Sachsen-Anhalt
in Kooperation mit dem DGB Bundesvorstand Rollen -
bilder und Geschlechterstereotype auf und verbanden
diese mit einem hochaktuellen Thema: Dem wachsen-
den Anteil (junger) Frauen in der organisierten Rechten
und der rechten bzw. rechtsextremen Szene.

Die zweite große Veranstaltung fand am 13. November
in der Moca Coffeebar Hannover anlässlich des 90. Jah -
restages zur Einführung des Frauenwahlrechts statt. Im
historischen Gewerkschaftshaus bot die FeierAbend-

Party Kulturelles – eine Lesung – und viel Raum für
Austausch und Diskussion zu Themen wie Entgelt -
gleich heit und Karrierechancen für Frauen. Abschlie -
ßend wurde zu Musik und Tanz geladen. Dieses
Angebot nahmen über 80 Frauen quer durch alle
Altergruppen begeistert an.

Landesfrauenräte
DGB-Frauen sind Mitglied in den Landesfrauen räten
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt sowie im Bre mer
Frauenausschuss. Zwischen den Landes frauen räten
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt gibt es eine enge
Zusammenarbeit, es werden z. B. gemeinsame Veran -
staltungen durchgeführt. Neue Beisitzerin im nieder-
sächsischen Vorstand des Landesfrauenrates und Lei -
terin des Arbeitskreises Frau und Wirtschaft ist seit 31.
Oktober die Bezirksfrauensekretärin Dorothea Brau nert.
In Bremen ist der Vorsitz des Bremer Frauenaus schus -
ses mit der Gewerkschaftsvertreterin Gisela Hüls -
bergen besetzt. In Sachsen-Anhalt ist Landesfrauen -
sekretärin Petra Richter im Vorstand des Landesfrauen -
rates. In allen drei Ländern können so gewerkschafts-
politische Themen in die Diskussion und die Beschluss -
fassung eingebracht sowie wichtige politische Debat -
ten angestoßen werden.

FrauenWintertagung in Hannover
In Fortsetzung der Sommertagung 2007 trafen sich auf
Einladung des DGB zahlreiche Gewerkschaftsfrauen in
Hannover, um ihre Erfahrungen im Bereich der Öffent-
lichkeitsarbeit zu vertiefen und fortzuentwickeln. Mit
Unterstützung durch den PR-Spe zialisten Wolfgang
Naf roth entwickelten sie Ideen, wie mit wenig Mittel
mehr Aufmerksamkeit erzielt werden kann und wie
mittels unorthodoxer Aktionen neue Zielgruppen
angesprochen werden können. So ist zum Beispiel die
Idee zu einer Bügelaktion zum internationalen Frau -
entag entstanden, die am 8.März erfolgreich in Cux -
haven umgesetzt worden ist.

FrauenSommertagung in Stolberg
Besonders junge Menschen und Frauen werden immer
häufiger in unsichere und schlecht bezahlte Jobs ge -
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drängt. Angesichts der Zunahme prekärer Arbeit sind
Gewerkschaften gefordert, nicht nur Menschen zu orga -
nisieren, die sich in einem „Normalarbeitsverhältnis“
befinden. Sie sind auch aufgefordert, sich mit prekären
Beschäftigungsverhältnissen auseinanderzusetzen und
prekär Beschäftigte anzusprechen. Im Rahmen der
Sommertagung haben sich zwanzig Frauen über die
Situation und die Ansprache prekär Beschäftigter aus-
getauscht und im Rahmen einer Ideenwerkstatt mögli-
che Formen und Aktivitäten entwickelt. Unterstützung
erhielten sie durch Dorothea Voss-Dahm vom Institut
Arbeit und Qualifizierung der Uni Duisburg/Essen.

Internationaler Frauentag
„Ich bin mehr wert“ lautete das Motto des internatio-
nalen Frauentages 2008. Der 8. März war zugleich
Startpunkt der gleichnamigen frauenpolitischen Kam -
pagne des DGB. Inhalt der Initiative ist der Dreiklang
aus Entgeltgleichheit, Karrierechance und Verein bar -
keit von Beruf und Familie. In Sachsen Anhalt führte
der DGB anlässlich des Frauentages mit dem Landes -
frauenrat und der Gleichstel lungs be auf tragten des
Landes die Fach tagung „Von Arbeit muss man leben
können – Existenz sichernde Erwerbs arbeit für Frauen
in Sachsen-Anhalt“ am 6. März 2008 durch.

In Bremen wurde 2008 auf Vorschlag des DGB-Regions -
frauenausschusses Antje Treptow zur Frau des Jahres
gewählt, die sich nach der Geburt ihrer Kinder die Teil -
zeit arbeit bei ihrem Arbeitgeber Schlecker gerichtlich
erkämpfen musste. Nachdem sie sich zur Wahl als
Betriebs rätin aufstellen ließ, erhielt sie die Kündigung
sowie 28 Abmahnungen. Sie gewann vor dem Arbeits -
gericht und ist jetzt Vorsitzende des siebenköpfigen
Betriebsrates.

Girls’ Day
Nach wie vor beteiligt sich der DGB Sachsen-Anhalt an
der landesweiten Gestaltung des Girls’ Day und ist im
landesweiten Netzwerk aktiv. Dieser Tag der Berufs -
frühorientierung richtet sich in Sachsen-Anhalt an Jun -
gen und Mädchen. 2008 gestaltete der DGB den Girl’s
Day in Kooperation mit der Hochschule Magde burg/

Stendal. Ausgebildete Tea me rInnen führ ten für interes-
sierte Jugendliche ein Poten tial-Assess ment durch, bei
dem Stärken und Schwächen der Teil nehmerInnen für
die eigene Berufswahl erforscht wurden. Analog ihrer
Fähigkeiten konnten sie sich mit den entsprechenden
Berufsfeldern beschäftigen.

In Niedersachsen gibt es seit 2006 den Girls’ Day nicht
mehr, da die Landesregierung einen verpflichtenden
Zukunftstag für Jungen und Mädchen eingeführt hat.
Der Landesfrauenausschuss des DGB fordert die Wie -
der einführung des Girls´ Day, um die einseitige Berufs -
orientierung der Mädchen abzubauen.

Landesfrauenausschüsse
Die Arbeit des Landesfrauenausschuss (LFA) Nieder -
sachsen stand ganz im Schwerpunkt des Kampagnen -
mottos „Ich bin mehr wert“. Ergänzend dazu hat der
DGB ein Flugblatt entworfen und verbreitet, welches
das Thema Mindestlohn aus Frauensicht aufarbeitet.
Von den 6,5 Millionen Niedriglöhnern in Deutschland
sind 70% Frauen. Damit steigt für Frauen das Armuts -
risiko heute, aber vor allem auch im Alter.
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Der Landesfrauenausschuss hat sich auch in diesem Jahr
mit großem Erfolg an der Infa, der größten deutschen
Erlebnis- und Einkaufsmesse in Hannover, beteiligt.

Bremen

Regionsfrauen
Der Regionsfrauenausschuss trifft sich regelmäßig ein-
mal im Monat, um über aktuelle frauenpolitische The -
men zu diskutieren. Zu Beginn des Jahres wurde auf
einer Klausurtagung verabredet, sich in diesem Jahr
mit dem Schwerpunktthema „Frauen und Entgelt -
gleich heit – Mindestlohn für Frauen“ zu beschäftigen
und ExpertInnen zu diesem Thema einzuladen. Dabei
sollen die Einkommensbedingungen von Frauen in den
einzelnen Bereichen der Mitgliedsgewerkschaften im
Mittelpunkt stehen. Im Oktober 2008 wurde die
Europa-Abgeordnete Karin Jöns eingeladen, die über
den Mindestlohn im EU-Vergleich berichtete.

Sachsen-Anhalt

Der Landesfrauenausschuss Sachsen-Anhalt beschäf-
tigte sich in diesem Jahr mit der Arbeitsmarktsituation
von Frauen, der Beantragung eines Projektes zur Ver -
ein barkeit von Familie und Beruf im Rahmen der neuen
EU-Strukturfondsperiode 2007 bis 2013 sowie der
Unter stützung der gewerkschaftlichen Frauen arbeit in
den Regionen.

Durch den DGB Sachsen-Anhalt wurde Kontakt mit der
Geschäftsstelle zum Allgemeinen Gleichbehand lungs -
gesetz im Ministerium für Soziales und Gesundheit
aufgenommen.

“Arbeit und Familie! Auf und davon?“
Der DGB Sachsen-Anhalt und Wert.Arbeit GmbH (Ber -
lin) haben im Rahmen der EU-Strukturfondsperiode 2007
bis 2013 den Zuschlag für ein zweijähriges Projekt er -
halten. Im September 2008 begann die Umsetzung.
Das Projekt „Arbeit und Familie! Auf und davon?“ (AuF)

bietet betrieblichen AkteurInnen Beratung durch erfah -
rene BetriebsberaterInnen an. AuF verfolgt das Ziel, die
Betriebsparteien in kleinen und mittleren Unter nehmen für
Fragen der Vereinbarkeit von Beruf und Pri vat leben bran -
chenübergreifend zu informieren und sensibilisieren.
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Niedersachsen

Neuausrichtung der Rentenpolitik
In einer gemeinsamen Veranstaltung mit der DGB-
Region Niedersachsen-Mitte hat der DGB-Bezirk im
September auf akute Probleme im Rentensystem auf-
merksam gemacht. Annelie Buntenbach, Mitglied des
DGB-Bundesvorstandes, machte deutlich, dass Alters -
armut aufgrund von Niedriglöhnen und unsicheren Jobs
in Zukunft zunehmen werde. Auch längere Phasen der
Arbeitslosigkeit trügen dazu bei, dass viele Menschen
in Zukunft mit niedrigen Renten rechnen müssten. Die
Rente mit 67 sei zudem für viele Beschäftigte ein reines
Rentenkürzungsprogramm, da vielen unmöglich sein
werde, das gesetzliche Rentenalter zu erreichen und sie
Abschläge hinnehmen müssten. Sie stellte das Reform -
paket des DGB vor, zu dem unter anderem die Ein -
führung einer Erwerbstätigenversicherung, ein höhe res
Rentenniveau und spürbare Verbesserungen bei der Er -
werbsminderungsrente sowie die Rente nach Min dest ein -
kommen für Beschäftigte mit niedrigen Einkommen
gehö ren. In einer intensiven Diskussion mit Bundestags -
ab geordneten und Veranstaltungsteil neh merInnen wur -
de klar, dass Gute Arbeit und gute Löhne Voraus set -
zung für eine gute Rente sind. Der DGB will dies bis zur
nächsten Bundestagswahl deutlich machen, um einen
Richtungswechsel in der Renten po li tik zu erreichen.

Selbstverwalter in der DRV
In einer Informationsveranstaltung befassten sich
Selbst verwalterInnen der Deutschen Rentenversiche -
rung (DRV) Braunschweig-Hannover und Oldenburg-
Bremen mit der Zukunft der Deutschen Rentenver -
siche rung, ausgehend von einem Vortrag der Vor -
standsvorsitzenden der Deut schen Rentenversicherung
Bund Annelie Buntenbach. Gleichfalls Thema war
„Zukunft und Perspektiven der Selbst verwaltung der
Rentenversicherung“, wozu Herr Rzes nik, Büroleiter
des Bundeswahlbeauftragten, referierte.

Selbstverwaltung in den Krankenkassen
Thema bei allen SelbstverwalterInnen der Kassen war
der Gesundheitsfonds und die Frage der Notwendig -
keit eines Zusatzbeitrages. Es zeichnet sich ab, dass
zumindest im ersten Quartal 2009 keine der gesetz-
lichen Krankenkassen einen Zusatzbeitrag, den ja nur
die Versicherten tragen müssten, erheben wird. Span -
nend wird sein, wie sich dies im Bundestags- und
Europawahljahr 2009 weiter entwickelt.

Zum Pflege-Weiterentwicklungsgesetz haben wir Mitte
des Jahres eine kassen- und länderübergreifende Infor -
mationsveranstaltung angeboten, die wir leider auf-
grund unzureichender Anmeldelage absagen mussten.
Die SelbstverwalterInnen bei der AOK haben sich in ten -
siv mit der Weiterentwicklung des AOK-Bundes ver -
bandes zur Rechtsform der BGB-Gesellschaft befasst
und den Beitritt der AOK Niedersachsen be schlossen.
Der DGB-Bezirksvorsitzende Hartmut Tölle vertritt den
DGB im Verwaltungsrat des GKV-Spitzen verbandes der
Krankenkassen, der seit diesem Jahr arbeitet.

Bremen

Sozialer Zusammenhalt
Auch im Stadtstaat Bremen wachsen die sozialen
Gegensätze. Die Städte Bremen und Bremerhaven ge -
hören bundesweit zu den Kommunen mit dem höch-
sten Anteil von SozialhilfebezieherInnen, auch die Kin -
derarmut ist überdurchschnittlich. Nach Hamburg hat

Sozialpolitik
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Bremen andererseits die höchste „Millionärs dichte“. Der
DGB hat deshalb das Vorhaben der Koa lition unter -
stützt, einen Armuts- und Reichtumsbericht vorzule-
gen. Um sich aus erster Hand über die Situation in den
benachteiligten Stadtteilen zu informieren, hat der DGB-
Vorstand mehrere Sitzungen in diesen Stadt teilen ver-
anstaltet und Gespräche mit den dortigen Akteu rInnen
geführt.

Reform der Selbstverwaltung
Das Thema der jährlich stattfindenden gesundheitspo-
litischen Veranstaltung des DGB für die Versicherten-
VertreterInnen in den Krankenkassen war diesmal die
Reform der Selbstverwaltung. Professor Bernard Braun
von der Universität Bremen trug seine Thesen zum
Gutachten für das Bundesministerium für Gesundheit
vor. Auch wenn diese Thesen überwiegend abgelehnt
wurden, bestand Einigkeit in der Diskussion, dass sich
DGB und Gewerkschaften stärker gegenüber den Ver -
sicherten als ihre Interessenverteter profilieren müssen
und das Thema soziale Selbstverwaltung in den Ge -
werk schaften nicht nur vor den Sozialwahlen aktuell
sein darf.

Sachsen-Anhalt

In der Pflegekasse der AOK wurde ein Pflegeausschuss
eingerichtet, der sich mit der Qualität in der ambulan-
ten und stationären Pflege, mit Prävention und Reha -
bilitation beschäftigt. Damit ist Sachsen-Anhalt neben
Bayern die einzige AOK, die diesen Pflegeausschuss
hat. Zum Thema Pflege fand eine Veranstaltung mit
DGB-SeniorInnen statt, bei der die AOK über das neue
Gesetz berichtete und der Medizinische Dienst der
Kran kenkassen über die Voraussetzungen für eine Pfle -
gestufe und den Ablauf der Begutachtung informierte.
Im Rahmen einer bundesweiten Veranstaltung der
Friedrich-Ebert-Stiftung konnten wir unsere Vorstellung
zur Arbeit in der Selbstverwaltung darstellen.

Zum Thema Altersarmut und Angleichung der Ost- an
Westrenten fand eine gemeinsame Veranstaltung mit
der DGB-Region Süd, dem Seniorenrat Halle und ver.di
statt. Diese war mit hundert TeilnehmerInnen gut be -
sucht. Die verabschiedete Resolution wird den Bun des -
tags abgeordneten zugesandt. Im Gewerkschaftsrat
haben SPD und Gewerkschaften eine gemeinsame Er -
klä rung verabschiedet, in der sich beide Seiten für eine
Angleichung der Renten aussprechen.

Zurzeit wird eine gemeinsame Stellungnahme der
Gewerkschaften zum 2. Armutsbericht Sachsen-Anhalt
erarbeitet.
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In der europäischen Politik ist in den letzten Jahren
eine marktradikale Kursänderung zu verzeichnen.
Dieser Kurs ist Ausfluss der politischen Mehrheiten und
hat natürlich auch Rückwirkungen auf die Rechts -
sprechung des Europäischen Gerichtshofes, wie sich an
den vier jüngsten Urteilen – Viking, Laval, Rüffert und
Luxemburg – zeigt. Der Sinn der Europäischen Inte -
gration und einer fortschrittlichen Politik in der
Europäischen Union (EU) steht angesichts der globalen
ökonomischen und sozialen Krisen aber außer Frage.
Transnationale Regulierungen sind die Antworten im
globalisierten Kapitalismus. Gewerkschaften müssen
und wollen aktiv für eine gestaltende und regulierende
Politik in der EU eintreten und ein neues Projekt mit auf
den Weg bringen: die solidarische Erneuerung der EU.

Niedersachsen

EU-Strukturförderung
In der EU-Strukturförderperiode 2000 – 2006 war der
DGB Niedersachsen in den beiden Landesbegleit aus -
schüssen für die EU-Strukturfonds Europäischer
Sozialfonds (ESF/Ziel 3) und Europäischer Fonds für
regionale Entwicklung (EFRE/Ziel 2) vertreten, diese
haben auch 2008 noch getagt. Der DGB hat sich in den
Begleitausschüssen dafür eingesetzt, dass die restlichen
Fördermittel im Einklang mit den gewerkschaftlichen
Zielen der Wirtschafts-, Struktur- und Beschäftigungs -
politik eingesetzt werden.

2008 stand das Anlaufen der neuen Förderperiode
2007 – 2013 im Zentrum. Mit über 2,5 Milliarden Euro
aus allen Strukturfonds ist diese Förderung für Nieder -
sachsen die zentrale Stellschraube in der Struktur- und
Arbeitsmarktpolitik. Der DGB sitzt mit Stimmrecht in
den ESF-und EFRE-Begleitausschüssen. Im ELER-Be gleit -
 ausschuss vertritt die IG BAU die gewerkschaftli chen
Interessen. Da in der neuen Förderperiode ein aus ge -
präg tes Partnerschaftsprinzip gilt, kann der DGB seine
Schwer punkte – nachhaltige Strukturpolitik, Inno -
vation, Qualifikation – in den Prozess einfließen lassen. 

EU-Beratungsstelle der Gewerkschaften
Zudem ist es gelungen zur Umsetzung des Artikels 5 der
ESF-Verordnung eine EU-Beratungsstelle für Gewerk -
schaften im Konvergenzgebiet in Lüneburg ein zu rich -
ten. Lars Niggemeyer informiert über EU-Fragen und
Fördermöglichkeiten und gibt Hinweise für Projekte
mit Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsbezug.

EU-Gesetzgebung
Der DGB begleitet die europäische Gesetzgebung in
den für die Beschäftigten in Niedersachsen besonders
wichtigen Fragen, z. B. bei der EU-Dienstleistungsricht -
linie, der Verlagerungsproblematik, der Neuorientie -
rung der Beihilferegelungen, der Fusionsrichtlinie, dem
EU-Klimaschutzpaket oder der neuen Europäischen
Che mi kaliengesetzgebung.

Grenzüberschreitende Kooperation
Der DGB-Bezirk beteiligt sich seit der Gründung des
Interregionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-
Niederlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschreiten-
den deutsch-niederländischen Gewerkschafts koope -
ration. Im Rahmen des IGR WENN wurden auch 2008
Fachtagungen, Branchendialoge sowie regelmäßige
Vor  standstreffen abwechselnd in Deutschland und den
Nie derlanden durchgeführt. In der Europäischen  Arbeits -
 marktberatung (EURES) ist Elisabeth Popken aus der
DGB-Region Ostfriesland – Nördliches Emsland auch in
diesem Jahr als EURES-Beraterin tätig gewesen. Die
EURES-Struktur ist neugestaltet worden und muss nun
Tritt fassen.

Union-Regio-Net
Auf Initiative des DGB Niedersachsen haben Gewerk -
schaften aus den niedersächsischen Partner regionen
ein Projekt zu ihrer regionalen Vernetzung gestartet.
Als erstes EU-Projekt dieser Art wurde es von der Euro -
päischen Kommission genehmigt. Das Netzwerk wird
aus Mitteln des Sozialen Dialoges gefördert. In einer
Gemeinsamen Erklärung der CFDT Haute Normandie,
des DGB Niedersachsen, der OPZZ Großpolen, der Soli -
darnosc Großpolen und der UGT Andalusien legen die
Gewerkschaften ihre gemeinsamen Positionen dar und

Europa
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verabreden eine weitere Zusammenarbeit.
2008 ist ein Folgeantrag ausgearbeitet worden, der
Ende November von der EU-Kom mission ge -
nehmigt wurde, so dass auch 2009 ein EU-geför-
dertes Projekt zur Weiterentwicklung des Netz -
werkes durchgeführt werden kann.

ZAUBER
„Die Europäische Integration kann nur gelingen, wenn
die Mehrheit der europäischen Bürgerinnen und Bür -
ger die Vorteile eines friedlichen und sozialen Europas
erkennt“. Ausgehend von dieser These will das Projekt
“ZAUBER” die Initiativen der Europäischen Kommis sion
zur Schaffung von mehr Wettbewerb und Arbeits plät -

zen (Lissabon-Strategie) aufgreifen und eine
europaweite Diskussion über sinnvolle Per -

spektiven von Arbeitsbeziehungen und Arbeit in
Europa initiieren. Der Höhepunkt des Projektes war ein
internationaler Kon gress. ExpertInnen aus Wissen -
schaft und Arbeits welt aus den 15 EU-Mitgliedstaaten
kamen zusammen, um über die Zukunft des sozialen
Europas zu diskutieren und Vorschläge zu seiner Wei -
ter entwicklung zu sam meln. Die Ergebnisse der
Tagung wurden in der „Erklärung zu Osnabrück“ zu -
sammengefasst, die von den ca. 250 Kongress teil neh -
merInnen verabschiedet wurde. Der DGB war an die-
sem Projekt beteiligt

Netzwerk Euro-Betriebsräte
Der DGB begeleitet das Netzwerk Euro-Betriebsräte
(EBR) Niedersachsen in Zusammenarbeit mit der Ko -
ope rationsstelle Hochschu len-Gewerk schaf ten Hanno -

ver-Hildesheim, der Technolo giebe -
ratungs stelle (TBS) Niedersach sen und der

Bildungs vereinigung ARBEIT UND LEBEN Nieder -
sach sen e. V. Als branchenübergreifendes regionales
Netzwerk dient es als Forum für alle Beschäf tigten der
DGB-Gewerk schaften, die auf euro pä ischer Ebene
arbeiten, aber auch für Betriebsräte, deren Unter -
nehmen sich europäisieren wollen oder die sich
für die Arbeit auf europäischer Ebene interes-
sieren.

NIREB
Der DGB hat sich wie in den Vorjahren im Präsidium
des Niedersächsischen Rates der Europäischen Bewe -
gung (NIREB) beteiligt.

Bremen

Der DGB war an der Diskussion über die Opera -
tionellen Programme (ESF und EFRE) aktiv beteiligt.
Außerdem ist er in den ESF- und EFRE- Begleit aus schüs -
sen vertreten. Insgesamt stehen für die För der periode
2007 – 2013 über 230 Mio. Euro für beide Programme
(ESF 89 Mio. Euro, EFRE 142 Mio. Euro) zur Ver fügung.
Dazu kommen noch die entsprechenden Kom pli men -
tärmittel. Der DGB wird die Umsetzung der Programme
wie in den letzten Jahren kritisch begleiten, aber auch
eigene Vorschläge einbringen. In einem Schreiben an
die Ressorts Wirtschaft und Arbeit forderte der DGB
finanzielle Mittel für die technische Hilfe bei der
Entwicklung von Projekten ein, die von Gewerk schaf -
ten und betrieblichen Interessen vertre te rIn nen bean-
tragt werden. Um diese Forderung konkret zu unter-
mauern, wird der DGB mit Unterstüt zung von Vertre -
terInnen der Hochschule Bremen einen Projekt antrag
entwickeln, der die Förderung von Inno vations prozes -
sen in Klein- und Mittelbetrieben zum Inhalt hat.

Sachsen-Anhalt

Der DGB arbeitet aktiv im Begleitausschuss zur Durch -
führung der operationellen Programme EFRE und ESF
Sachsen-Anhalt für den Einsatz der EU-Strukturfonds
mit. In der Lenkungsgruppe Evaluierung der Opera tio -
nellen Programme, die die Bewertung und Errei chung
der Zielvorgaben berät, bringt der DGB durch seine
Mitarbeit die Forderungen der Gewerkschaften ein.

Schwerpunkt im Jahr 2008 war die Erarbeitung der
Richtlinien zur Umsetzung der Schwerpunkte für die
operationellen Programme EFRE und ESF so wie die
Erarbeitung der Projektauswahlkriterien.
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Die Europäischen Strukturfonds 2007 – 2013 stehen
im Zeichen der Lissabon-Strategie, wonach die Euro -
päische Union bis 2010 zum erfolgreichsten und wett-
bewerbsfähigsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in
der Welt werden soll. Bei der Umsetzung der Lissabon-
Strategie fällt den Europäischen Strukturfonds eine
Schlüsselposition im Hinblick auf die Finanzierung zu –
dies wird in den strategischen Leitlinien deutlich.

Die Entwicklung hat gezeigt, dass Wirtschafts wachs -
tum allein die bestehenden Beschäftigungsprobleme
nicht lösen wird. Wir brauchen qualitatives Wachstum,
das ökologisch und sozial nachhaltig ist, das sowohl
die Belange einer zukunftsfähigen Umwelt als auch die
Anforderungen der Menschen nach Teilhabe an den
Produktionsergebnissen angemessen berücksichtigt.
Für den DGB Sachsen-Anhalt stehen bei der Erhöhung
der wirtschaftlichen Leistungskraft des Landes sowie
bei der Verbesserung der Beschäftigungssituation und
Arbeitsmarktlage „mehr und bessere“ Arbeitsplätze
sowie die Qualität der Arbeit im Vordergrund.

In der Lenkungsgruppe stand die begleitende Eva lu -
ierung der Strukturfonds im Vordergrund. Dabei ging
es um die Auswahl des Evaluators und der The men, die
evaluiert werden sollen. Zu den Themen der Eva luie rung
wurde mit dem Landesfrauenrat ein ge mein samer Vor -
schlag eingebracht.

Im Rahmen des Zieles Konvergenz ist es gelungen, auf
Initiative des DGB ein Kompetenzzentrum zur Stärkung
der Wirtschafts- und Sozialpartner des Landes Sach -
sen-Anhalt aufzubauen. Das Kompetenzzentrum wird
im gesamten Förderzeitraum 2007 – 2013 bestehen
und soll bis August 2015 fortgesetzt werden. Der DGB
Sachsen-Anhalt ist Lead-Partner für dieses Projekt.

Im Rahmen der EU-Förderperiode 2007 – 2013 ist der
DGB Mitglied im Begleitausschuss für den ELER (Ent -
wicklungsprogramm für den ländlichen Raum). 

Der DGB Sachsen-Anhalt hat in Zusammenarbeit mit
der Bildungsvereinigung Arbeit und Leben Sachsen-

Anhalt e.V. und der GAISA ein Projekt bei der EU ein-
gereicht zu „Neuen Ansätzen zur beruflichen Integra -
tion und Sicherung von betrieblichen Erfahrungs -
wissen älterer ArbeitnehmerInnen als Gegenstand der
Arbeitsbeziehungen im transnationalem Vergleich“.

Der DGB erarbeitet derzeit ein Konzept zur Durch -
führung von Informations- und Schulungsmaßnahmen
zu den EU-Strukturfonds und Querschnittszielen. Die -
ses Konzept ist die Grundlage für die Durchführung von
Workshops in den DGB-Regionen unter Ein be zie hung
aller Wirtschafts- und Sozialpartner.
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Nach der Umsetzung der Föderalismusreform haben
die fünf norddeutschen Küstenländer Schleswig-Hol -
stein, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg, Bremen
und Niedersachsen eine enge Zusammenarbeit bei der
Umsetzung der Dienstrechtsneuordnung auf der
Arbeitsebene verabredet. Die Länder Sachsen-Anhalt
und Rheinland-Pfalz waren als ständige Gäste bei den
Beratungen anwesend.

Im Frühjahr haben diese Länder gemeinsam einen so
genannten Musterbeamtengesetzentwurf erarbeitet
und den Gewerkschaften zur Kenntnis gegeben.
Innerhalb der DGB-Bezirke Nord und Niedersachsen –
Bremen – Sachsen-Anhalt wurde in einer gemeinsa men
Sitzung der Landesbeamtenkommissionen der fünf
nord deutschen Küstenländer umgehend über die weit-
ere Vorgehensweise diskutiert. Zwei Arbeits grup pen
haben die Themen „Verhandeln statt Ver ord nen“ und
Laufbahnrecht intensiv bearbeitet.

In einer zweiten gemeinsamen Sitzung wurden dann
Eckpunkte für die Positionierung des DGB und der
Mitgliedsgewerkschaften des öffentlichen Dienstes in
Vorbereitung der zu erwartenden Beteiligungs verfah ren
erarbeitet und beschlossen.

Die zuständigen Ministerien haben zwischenzeitlich
die jeweiligen Gesetzentwürfe zur Dienstrechtsreform
erarbeitet, den Spitzenorganisationen zur Beteiligung
vorgelegt und in das parlamentarische Verfahren
gegeben.

„Norddeutsche Zusammenarbeit im Dienstrecht – ein
positives Beispiel für mehr politische Gestaltungs spiel -
räume“ war der Titel der gemeinsamen Veranstaltung
des DGB Nord und des DGB Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt, die am 27. August in Hamburg statt -
fand. Nach dem Referat des niedersächsischen Mini -
sters für Inneres, Sport und Integration, Uwe Schüne -
mann, zum Thema „Neues Beamtenrecht als Prüfstein
norddeutscher Zusammenarbeit“ bewertete Bernhard
Witthaut, stellvertretender Bundesvorsitzender der GdP
und Vorsitzender der GdP Niedersachsen, die geplan -

ten Veränderungen unter dem Titel „Kleinstaatliches
Berufs beamtentum in den Ländern? Politische Erwar -
tungen der Gewerkschaften“. In der anschließenden
Gesprächsrunde diskutierten VertreterInnen der Frak -
tio nen in den Ländern sowie des DGB und der Mit -
gliedsgewerkschaften des öffentlichen Dienstes unter
Einbeziehung der TeilnehmerInnen lebhaft zum The ma
„Beamtenrecht – ein Pfeiler des Obrigkeitsstaates oder
Grundlage der Zivilgesellschaft?“.

Niedersachsen

Die nach der Erarbeitung des Positionspapiers „Ver -
han deln statt Verordnen“ begonnenen Gespräche mit
VertreterInnen der Fraktionen im Niedersächsischen
Landtag, der Ministerien und der Staatskanzlei wurden
auch in 2008 fortgesetzt. Leider ist es nicht gelungen,
die Politik davon zu überzeugen, mit den Spitzen orga -
nisationen öffentlich-rechtliche Verträge abzuschlie -
ßen. Daraus resultierend wurde in einer gemeinsamen
Arbeitsgruppe mit VertreterInnen der zuständigen
Ministerien, des DGB und der Mitgliedsgewerk schaf -
ten des öffentlichen Dienstes sowie des dbb beamten-
bund und tarifunion über eine mögliche Erweiterung
der Beteiligungsrechte der Spitzenorganisationen dis -
ku tiert. Bis dahin galt die Vorschrift des § 104 (NBG),
dass die Spitzenorganisationen der zuständigen Ge -
werk schaften und Verbände bei der Vorbereitung all-
gemeiner Regelungen der beamtenrechtlichen Verhält -
nisse zu beteiligen sind.

Als erster Schritt in die richtige Richtung wurde des -
halb die am 7. Juli 2008 vom niedersächsischen Mini -
sterpräsidenten Christian Wulff, dem DGB-Be zirks vor -
sit zenden Hartmut Tölle und dem Landesvorsitzenden
des dbb Friedrich Schäfer unterzeichnete Vereinbarung
gewertet. In dieser Vereinbarung sind regelmäßige Spit -
 zengespräche und Fachgespräche ebenso geregelt wie
eine Erweiterung der Beteiligungsrechte durch früh zei -
tige Information, die Erweiterung des förmlichen Betei -
ligungsverfahrens und die Regelung des Umgangs mit
Initiativen der Spitzenorganisationen. Der DGB und die
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Mitgliedsgewerkschaften des Öffentlichen Dienstes for -
dern aber nach wie vor den Abschluss öffentlich-recht -
licher Verträge und werden dieses Ziel weiter verfolgen.

Vertreterinnen und Vertreter von DGB, ver.di, GEW
und GdP präsentierten am 18. Juni 2008 ihren For de -
rungskatalog zum Landeshaushalt 2009. Neben der
gemeinsamen Forderung nach der Wiedereinführung
des Urlaubs- und Weihnachtsgeldes für alle Beam tin -
nen und Beamten in Niedersachsen und der Verlän ge -
rung der Altersteilzeit für die Beschäftigen forderte die
GdP, dass sowohl Besoldung als auch Versorgung
wieder der engagierten Tätigkeit der Polizeibeam tIn nen
gerecht werden müsse. Ver.di erwartet eine Bundes -
rats initiative, um die Budgetierung der Krankenhäuser
aufzuheben und den Personalmangel in den Kranken -
häusern zu stoppen. Ein Schwerpunkt für die GEW ist
die Beseitigung der finanziellen und personellen Man -
gel ausstattung an den niedersächsischen Schulen.

Der Arbeitskreis Föderalismus in der Landesbeamten -
kommission hat sich mit der Entwicklung im Bund und
in den Ländern nach der Föderalismusreform und mit
dem gemeinsamen Vorhaben der norddeutschen Küs -
tenländer befasst. In den Sitzungen wurden insbeson-
dere die Situation der Beschäftigten in den obersten
Dienstbehörden und die Auswirkungen des geplanten
Laufbahnrechtes auf die Bedingungen vor Ort disku-
tiert. Die Ergebnisse der Diskussion sind in die Positio -
nen zum Musterbeamtengesetz eingeflossen.

Die niedersächsische Landesregierung plant seit 2007
eine Reihe von Veränderungen durch die Nutzung der
Informationstechnik. Der Arbeitskreis IT im DGB, in
dem auch eine Vertreterin und ein Vertreter des dbb
mitarbeiten, hat sich deshalb intensiv mit dem Vor -
haben eAkte beschäftigt und gemeinsam mit Ver tre -
terInnen des Innenministeriums einen Entwurf für eine
Vereinbarung gem. § 81 NPersVG erarbeitet, der jetzt
als Kabinettsvorlage eingebracht wurde. Noch nicht
abgeschlossen ist die Diskussion um mögliche Rege -
lun gen zum Bereich eLearning. Hier legen die Gewerk -
schafts- und VerbandsvertreterInnen nach wie vor gro -
ßen Wert darauf, dass auch die Beschäftigten des Kul -
tus ministeriums und des Ministeriums für Wissenschaft
und Kultur in den Geltungsbereich einbezogen wer-
den. Über den Inhalt einer 81er Vereinbarung über die
Abrechnung privater Telefongespräche in der nieder-
sächsischen Landesverwaltung ist eine Verständigung
erfolgt. Die Forderung nach dem Abschluss einer 81er
Vereinbarung zur privaten Nutzung von Email und
Internet ist nach wie vor nicht erfüllt und wird den
DGB deshalb weiterhin beschäftigen. 

Die Landesbeamtenkommission in Niedersachsen hat in
vier Sitzungen die gemeinsamen Sitzungen der DGB-
Bezirke Nord und Niedersachsen inhaltlich vorbereitet
und begleitet. Schwerpunkte der Arbeit waren die
The men amtsangemessene Alimentation, Versor -
gungs abschlag bei Teilzeit, mögliche 81er Verein ba -
rungen, die aktuelle Rechtsprechung und die Beobach -
tung und Bewertung der Entwicklungen im Bund und
in den Ländern. Mitglieder der Landesbeamten kom -
mission nahmen an den Erörterungsgesprächen zur
Dienstrechtsneuordnung NBG (neu) teil und erarbeit-
eten zusammen mit dem DGB die Stellungnahme zum
Gesetzentwurf.

Neben der Stellungnahme zum NBG (neu) wurde eine
Vielzahl von Stellungnahmen im Rahmen beamten -
recht licher Beteiligungsverfahren erarbeitet und in
Aus schussanhörungen vorgetragen. Beispielhaft seien
hier „Änderung der Verordnung über disziplinarrecht -
liche Zuständigkeiten im Bereich des Ministeriums für
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Inneres, Sport und Migration (ZustVO-NDiszG-Mi)“,
„Ent wurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtlich-
er Vorschriften“, „Entwurf einer Verordnung über die
Ge währung zu den Dienstbezügen bei begrenzter
Dienst fähigkeit (DBZVO)“, zu Änderungen des Nieder -
sächsischen Schulgesetzes (NSchG) und „Anhörungs -
entwurf für ein Gesetz zur Errichtung der Niedersäch -
sischen Technischen Hochschule (NTHG)“ genannt.

Bremen

Besoldungserhöhung aus 2007
Anstelle einer wie von der rot-grünen Koalition ge -
planten „gesplitteten“ Besoldungserhöhung von 1,9%
in 2008 und weiteren 1% erst zum Ende 2009 konnte
der DGB durch Aktionen und Verhandlungen ein
Vorziehen der gesamten Erhöhung um 2,9% auf 2008
erreichen. Es gelang außerdem, die Versorgungs -
empfängerInnen in die Erhöhung einzubeziehen und
eine Benachteiligung von Besoldungsgruppen zu ver-
hindern. Zudem wurde zwischen DGB und Koalitions -
fraktionen verbindlich verabredet, dass künftig unmittel -
bar nach Abschluss von Tarifverhandlungen im öffent -
lichen Dienst Gespräche über die Übertragung des Tarif -
ergebnisses auf die Beamten und Beamtinnen auf ge -
nom men werden.

Verhandeln statt verordnen
In den Verhandlungen zur Besoldungserhöhung
2007/2008 wurde vereinbart, dass die Koalition nach
Abschluss der Föderalismusreform II Vorschläge zur
erweiterten Beteiligung von Beamtinnen und Beamten
an der Gestaltung unter Einbeziehung der vom DGB
vorgelegten Vorschläge vorlegen wird.

Sachsen-Anhalt

Eine der Hauptaufgaben im Bereich Öffentlicher Dienst/
Beamte war die Mitarbeit in der Enquete kom mis sion im
Landtag zur Personalentwicklung. Als Sach verständige
ist DGB-Mitarbeiterin Susanne Wiede meyer von der Lin -

ken benannt worden. Für diese Kom mission wurden
zahl reiche Stellungnahmen angefertigt.

Eine Vereinbarung „Verhandeln statt Verordnen“ ist
noch nicht vom Kabinett verabschiedet worden. Innen -
ministerium und Finanzministerium praktizieren aber
bereits jetzt schon eine transparente Informations poli -
tik gegenüber den Spitzenorganisationen, so dass dem
DGB die Entwürfe zum Beamtenbesoldungsgesetz und
Landesbeamtengesetz frühzeitig vorgestellt wurden.

Die Beamtenkommission des DGB Sachsen-Anhalt
wurde neu besetzt. Sie besteht nun aus je zwei Vertre -
te rInnen von ver.di, GEW und GdP sowie je einem Ver -
treter von IG BAU und IGBCE. Diese Kommission tagt
viermal im Jahr. Der DGB arbeitet außerdem im Lan -
des personalausschuss und im Beirat Versorgungs rück -
lage mit.
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Auf Vorschlag der Mitgliedsgewerkschaften hat der
DGB für die Amtsperiode ab dem 1. Januar 2009
1.313 Richterinnen und Richter für die I. Instanz der
Arbeitsgerichtsbarkeit, 241 RichterInnen für die II.
Instanz der Arbeitsgerichtsbarkeit und 46 für die
Verwaltungsgerichtsbarkeit an die zuständigen Stellen
beim Landesarbeitsgericht bzw. Oberverwaltungs ge -
richt Niedersachsen gemeldet. Nach der Ernennung
werden wir allen ehrenamtlichen RichterInnen ent -
sprechende Schulungen anbieten.

Wie in den vergangen Jahren hat der DGB auch in
2008 allen ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern
der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit Schulungen
angeboten. Die insgesamt 17 Seminare wurden an
sechs unterschiedlichen Orten in Niedersachsen inner-
halb der Gerichtsbezirke durchgeführt. An den Ver an -
staltungen bestand auch in diesem Jahr ein großes
Inter esse, die Seminare waren mit jeweils rund 25 bis
30 TeilnehmerInnen gut besucht.

Die ehrenamtlichen RichterInnen der I. Instanz wurden
zu den Themen „Verhaltensbedingte Kündigung“
sowie „Private Nutzung des Internets am Arbeitsplatz“
geschult. Die RichterInnen der II. Instanz konnten sich
über aktuelle Rechtsprechung zu Themen wie „Sozial -
auswahl Betriebsüberprüfung“, „Alter und Allgemei nes
Gleichbehandlungsgesetz“, „Personenbedingte Kündi -
gung: Prävention SGB IX“, „Minderleistung/Low Per -
former“ sowie zu Änderungen des Arbeits- und Sozial -
gerichtsgesetzes ab dem 1. April 2008 und ihrer Bedeu -
tung in der Praxis informieren.

Die ehrenamtlichen RichterInnen der Sozialgerichts bar -
keit beschäftigten sich in drei Schulungen mit Ände -
run gen des Sozialgerichtsgesetzes und ausgewählter
Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes.

RechtsschutzsekretärInnen der DGB-Rechtsschutz GmbH
und JuristInnen der Mitgliedsgewerkschaften haben
die Konzepte zu den Schulungen erarbeitet und damit
die Aktualität der Themen und die Berücksichtigung
der Rechtssprechung sichergestellt. Sie sind auch als
ReferentInnen vorzugsweise in ihren Zuständigkeits be -
reichen tätig.

Der DGB Sachsen-Anhalt hat in Zusammenarbeit mit
den Regionen eine ehrenamtliche Arbeits richter schu -
lung in Dessau sowie eine in Halle durchgeführt.

Ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter



38 Jahresbericht 2008 • Umweltpolitik

Umweltpolitik

Niedersachsen

In einer guten Umweltpolitik liegt der Schlüssel für die
Zukunftsfähigkeit Niedersachsens. Der DGB bewertet
die gegenwärtige Umwelt- und Klimapolitik in Nie der -
sachsen äußerst kritisch und fordert eine Kurs kor -
rektur. Die Produktion sauberer Energie, die Förde rung
umweltschonenden Verkehrs, ein nachhaltiger Kon -
sum und eine nachhaltige Produktion, die ökologische
Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen und der Schutz
der biologischen Vielfalt sowie die Verbes se rung der
Gesundheit der Bevölkerung stecken den Rah men da -
für ab. Eine funktionierende Umweltpolitik ist Motor
für Innovation und Beschäftigung. Hier hat Nie der -
sach sen nach wie vor starke Defizite. Defizite, die in
der jüngsten Studie des Deutschen Instituts für Wirt -
schaft zu Erneuerbaren Energien erschreckend deut  lich
werden. Zudem hat Niedersachsen kein integriertes
Klimaschutzprogramm wie alle anderen Bundesländer.
Es gibt keine Klimaschutzanalyse und keine klare
Zielsetzung, keine Gefährdungsprognose. Auch die EU-
Strukturfonds sind viel zu wenig auf Erneu  erbare
Energien und Energieeffizienz ausgerichtet.

Begleitung der Gesetzgebung
Der DGB beteiligt sich an umweltpolitischen Anhö -
rungs verfahren. Die notwendigen Stellungnahmen zu
umweltpolitischen Gesetzgebungen wurden koordi -
niert und auf den Weg gebracht.

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)
Der AfU tagte im Jahr 2008 vier Mal. Er befasste sich
unter anderem mit der Arbeit der sechsten Regierungs -
kommission, der Entwicklung Regenerativer Energien,
dem Bau von Kohlekraftwerken und mit der Atom poli tik
in Niedersachsen. Darüber hinaus hat der AfU eine Ex kur -
 sion nach Wilhelmshaven zur Baustelle des Jade-Weser-
Ports und möglicher neuer Kraftwerke durchgeführt.

Kommission ,,Energie- und Ressourceneffizienz“
Am 5. Dezember 2007 wurde die 6. Regierungs kom -
mission der Niedersächsischen Landesregierung einge-
richtet. Der DGB wirkte an der Vorbereitung aktiv mit
und hat insbesondere den Punkt Ressourcen effi zienz in

der Arbeit der Regierungskommission veran kert. Der
DGB ist wieder in der Regierungs kom mis sion und in
allen sechs Arbeitskreisen vertreten und bringt die ge -
werk schaft lichen Anliegen ein. Die Arbeit der Regie -
rungs  kom  mis sion wird im AfU kontinuierlich begleitet.

Niedersachsen Allianz für Nachhaltigkeit
Der DGB hat sich an der Formulierung der neuen
Niedersachsen Allianz für Nachhaltigkeit beteiligt und
konnte die Ausrichtung dieses Bündnisses für eine
ökonomische, soziale und ökologische Perspektive
deutlich mit gestalten. Am 8. Dezember 2008 fand die
Unterzeichnung statt. Nun wird es an die Umsetzung
und die Förderung beispielhafter Projekte gehen.

Regierungskommission Klimaschutz
Der DGB ist auch an der neugegründeten zusätzlichen
Regierungskommission Klimaschutz beteiligt. Aller dings
wurde die Frage problematisiert, ob es einer neuen
Struktur bedürfe oder ob diese Thematik nicht auch in
der bestehenden und gut funktionierenden 6. Regie -
rungs kommission zu leisten wäre. Ein wachsende „Kom -
missionitis“ verbraucht viele Ressourcen und ist nicht
unbedingt Garant für gute Ergebnisse. Der DGB wird
die Arbeit begleiten und kritisch beob achten, ob diese
Klimaschutzkommission die großen Defizite Nieder -
sach sens beim Klimaschutz mit abbaut.

Sachsen-Anhalt

Die Umweltallianz Sachsen-Anhalt wurde 2007 unbe-
fristet fortgeschrieben. Ziel dieser Vereinbarung war es
im Jahr 2008, zur weiteren Entlastung der Umwelt und
zur Ressourcenschonung beizutragen. Durch eine Ver -
ein fachung von Umweltvorschriften und ihres Voll -
zuges soll zudem die Attraktivität des Wirt schafts -
stand ortes Sachsen-Anhalt gestärkt werden. Die fach-
liche Begleitung und Weiterentwicklung der Umwelt -
allianz sind Aufgaben des Beirates für Umwelt und
Wirtschaft, in dem auch der DGB vertreten ist.
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Arbeits- und Gesundheitsschutz

Niedersachsen

Der Schwerpunkt der gewerkschaftlichen Anforde run -
gen an den Arbeitsschutz war 2008 das Thema Gefäh r -
dungsbeurteilung. Hilfreich sind hierbei die unter dem
DGB-Index Gute Arbeit zusammengefassten Ergeb -
nisse. Das Thema Gute Arbeit wurde in der zweiten
Beiratssitzung des Jahres von den Vertreterinnen und
Vertretern der Gewerkschaften problematisiert und war
Schwerpunkt des Gesprächs mit den Unternehmens -
verbänden und VertreterInnen des Sozial- und Umwelt -
ministeriums.

Bremen

Die diesjährige DGB-Arbeitsschutzkonferenz stand
unter dem Titel „Gibt es tatsächlich Gute Arbeit? Gute
Arbeit – ein Programm mit Zukunft“. Die Konferenz
stieß erneut auf große Resonanz bei Betriebs- und
Personalräten, ArbeitsschutzexpertInnen und Personal -
verantwortlichen aus Verwaltung und Betrieben. Mit
ExpertInnen und PraktikerInnen wurde diskutiert, wie
ein Konzept für „Gute Arbeit“ aussehen und ob und
wie es in den betrieblichen Alltag umgesetzt werden
kann. Die – mittlerweile 14. – Arbeitsschutz kon fe -
 renz des DGB hat sich zu einer festen Insti tution
für an Arbeitsschutz Interessierte ent wickelt.

Der Landesarbeitskreis für Arbeitsschutz
(LAK) beim Senator für Arbeit ist in ers ter
Linie mit der Umsetzung der Ge mein sa -
men Deutschen Arbeits schutz stra te gie
befasst. Der DGB beteiligt sich an der
Schaffung einer neuen Orga ni sa -
tionsstruktur für den LAK, um die
Arbeit effektiver zu gestalten. Der
DGB ist zudem beteiligt am Run -
 den Tisch Pflege, der die Akteu -
rInnen dieses Bereichs zur Durch -
setzung eines verbesserten Arbeits -
schutzes in der Pflege zusammen -
geholt hat.

Sachsen-Anhalt

Der DGB arbeitet zusammen mit seinen Gewerkschaf ten
aktiv im Landesarbeitskreis für Arbeits- und Gesund -
heitsschutz und gestaltet in diesem Rahmen den Tag
der Arbeitssicherheit mit. Auf der Tagesordnung ist der -
 zeit die Diskussion zur Übertragung des Arbeits schut -
zes als Landesaufgabe auf die kommunale Ebene.
Hiergegen spricht sich der DGB aus, da nur als Landes -
aufgabe genügend Fachpersonal vorgehalten und eine
unabhängige Kontrolle von politischen und wirtschaft -
lichen Interessen verwirklicht werden kann. Am 11. Juni
fand eine gemeinsame Veranstaltung mit ver.di statt,
in der sich alle VertreterInnen der Fraktionen gegen eine
Kommunalisierung aussprachen.



Niedersachsen

Bei zahlreichen Informationsveranstaltungen, an Info -
ständen oder im Rahmen von Bündnissen hat der DGB
Flagge gezeigt gegen rechtsextreme Parteien und
Organisationen. Die in erster Linie von den Regionen
und Ortsverbänden getragenen Aktivitäten sind ein
Beleg dafür, dass der DGB nicht locker lässt im Kampf
gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Intoleranz.
Insbesondere die nicht abreißenden Versuche der NPD
in Niedersachsen, ein Objekt für ihre Schulungszwecke
zu erwerben (zuletzt in Faßberg bei Celle), haben uns
auf den Plan gerufen. Gegen die geplanten Kundge -
bun gen der Nazis am 1. Mai 2009 in Hannover laufen
die Vorbereitungen für antifaschistische Aktionen.

Bremen

Im Rahmen des Bündnis „Stand up“ fanden zwei Kon -
zerte gegen Rechts statt, an denen sich die DGB-Jugend
beteiligte. Die Multimedia-DVD „Auseinandersetzen“
wurde fertig gestellt und öffentlich bekannt gemacht.
Dazu haben wir mehrere Veranstaltungen in Zusam men -
arbeit mit „Standpunkt Bremen“ durchgeführt. Die
Nach frage nach der kostenlosen Bildungs-DVD durch
Schulen, Verbänden oder Initiativen, die sich gegen
Rechts engagieren, ist groß.

Aus den für das Projekt „Auseinandersetzen“ beim
Loka len Aktionsplan „Vielfalt Bremen“ eingeworbenen
Mitteln konnten auch zwei zentrale Projekttage (ZPT)
der Bremer und Bremerhavener „Schulen ohne Rassis -
mus – Schulen mit Courage“ veranstaltet werden. Diese
Projekttage bieten Gelegenheit zu Austausch und Ko -

operation unter den Schulen, den es bislang
nicht gab. Des Weiteren wurden Work -

shops für die SchülerInnen angeboten.
Parallel fanden LehrerInnen-Gespräche
statt. Das Interesse an dieser Form
des Austausches war von allen
Seiten sehr groß, so dass die ZPT
auch 2009 weitergeführt werden
sollen.

Seit Juli 2006 gibt es beim DGB
in Bremerhaven eine AG Viel falt,
die sich zum Ziel gesetzt hat,
kontinuierlich und nachhaltig
gegen Rechtsextremis mus zu
arbei ten. Aus dem Re sü mee der
bisherigen Aktivitä ten und den
Verhältnissen in Bremerhaven
entwickelte die AG Vielfalt, die
aus zehn bis 15 Aktiven besteht,
ein Kon zept für eine von der
Kommune finanzierte Informa -
tions- und Koordinierungsstelle
„Viel falt“. Das Kon zept wurde

Gegen Rechtsextremismus
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den demokratischen Parteien in der Bremerhavener
Stadtverordnetenversammlung und dem Oberbürger -
mei ster zugeschickt. In Gesprächen mit den Verant wort -
lichen haben zwar alle, bis auf die Vertrete rIn nen der
FDP, Sympathie und prinzipielle Unter  stüt zung signal-
isiert, von Seiten der „Großen Koa lition“ wurde aber
auf die finanzielle Situation der Stadt verwiesen.

Im  Programm „proaktiv gegen Rechts“ für das Land
Bre men wurde eine Koordinationsstelle und zwei Be -
ratungsstellen gegen Rechtsextremismus, davon eine
in Bremerhaven, eingerichtet. Im Beirat, der die Umset -
zung des Landesprogramms begleiten soll, ist auch der
DGB vertreten.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat die Interessen der Gewerkschaften in den
Bündnissen für Toleranz und Demokratie, im Runden
Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit, im Bündnis für
Inte  gration und Zuwanderung sowie in den Beiräten
der Landespolitischen Aktionspläne vertreten.

Gemeinsam mit der Landeszentrale für politische Bil -
dung fand in diesem Jahr ein Treffen aller lokalen Bünd -
nisse vor Ort statt, bei dem ein reger Austausch unter -
einander stattfand und Themen behandelt wurden, die
hilfreich für die Arbeit vor Ort sind.

Eine Veranstaltung zum Thema Fremdenfeindlichkeit
im Alltag wurde in Halberstadt gemeinsam mit dem
Bündnis für Integration, dem Runden Tisch und der Lan -
des zentrale für politische Bildung durchgeführt.

Außerdem war der DGB auf zahlreichen Demos und
Veranstaltungen gegen Rechts vertreten. Genannt sei
hier nur die Durchführung von Veranstaltungen um den
16. Januar in Magdeburg. Die politische Forde rung
nach kontinuierlicher Förderung von Projekten gegen
Rechts halten wir weiterhin aufrecht. Um sie durch zu -
setzen führen wir Gespräche mit den politischen Ent -
scheidungsträgern.

Migrations- und Flüchtlingspolitik
Gemeinsam mit dem Flüchtlingsrat Niedersachsen, der
Handwerkskammer Hannover und dem Bund Türkisch-
Europäischer Unternehmer hat der DGB zum 1. Novem -
ber 2008 ein zweijähriges Projekt zur Unter stützung
von Flüchtlingen auf dem Arbeitsmarkt initiiert. Im Rah -
men einer Förderung durch den Europäischen Sozial -
fonds und das Bundesarbeitsministerium wird es uns
nun möglich sein, Flüchtlinge gezielt zu beraten, zu
qualifizieren und in Arbeit zu vermitteln. Außerdem
sollen GewerkschafterInnen in den Betrieben für die
Belange der Flüchtlinge sensibilisiert werden.
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Niedersachsen

Die Vollversammlungen der Handwerkskammern
Braun schweig und Lüneburg-Stade haben beschlos -
sen, zum 1. Januar 2009 zur neuen Handwerkskammer
Braunschweig-Lüneburg-Stade zu fusionieren. Die
gemeinsame Vollversammlung wird aus 45 Mitgliedern
bestehen, davon 15 ArbeitnehmerInnen. Die notwen -
dige Liste ist eingereicht und soll im Rahmen einer
Friedenswahl gewählt werden.

An dem Qualifizierungs- und Coachingprojekt der
Hans-Böckler-Stiftung für ArbeitnehmervertreterInnen
in der Selbstverwaltung des Handwerks, das fachliches
Wissen und methodische Kompetenzen zur Unter stüt -
zung bei der Wahrnehmung von Mitwirkungsaufgaben
vermitteln soll und von ARBEIT UND LEBEN Nieder sach -
sen e. V. durchgeführt wird, sind aus unserem Bezirk
bis lang Kolleginnen und Kollegen aus Braun schweig
und Lüneburg-Stade beteiligt.

Der bezirkliche Ausschuss der Vertrauensleute der Ge -
werkschaften in den Handwerkskammern hat sich mit
dem neuen Leiter des Handwerkssekretariats beim
DGB-Bundesvorstand, Helmut Dittke, getroffen und
sich über Themen wie Mindestlohn im Handwerk, den
Stand der oben beschriebenen Fusion und die auf uns
zukommenden Handwerkskammerwahlen informiert.
2009 werden in unserem Bezirk Wahlen bei den Hand -
werkskammern Ostfriesland in Aurich, Hannover,
Olden burg und Osnabrück-Emsland stattfinden.

Bremen

Zur Vorbereitung der Vollversammlung der Handwerks -
kammer standen den Vollversammlungsmitgliedern die
Berichte der Prüfungsgesellschaft nicht zur Verfügung,
deshalb haben sich die GesellenvertreterInnen bei der
Abstimmung zu Teilen des Wirtschaftplanes enthalten.

Die IG Metall hat eine Arbeitshilfe „Selbstverwaltung
im Handwerk“ aufgelegt. Diese Broschüre enthält unter
anderem einen Erfahrungsbericht von VizepräsidentIn -
nen der ArbeitnehmervertreterInnen aus den Hand -
werks kammern sowie eine Kurzeinführung in die
Grund lagen des Haushaltsrechtes der Handwerks kam -
mern. AutorInnen der Broschüre sind die Arbeitneh -
mer vizepräsidenten sowie IG Metall-MitarbeiterInnen
aus dem Bereich Handwerk.

Die Nord-Kammern haben die „Akademie des Ehren -
amtes“ für Bremen, Flensburg, Hamburg, Lübeck, Ost -
mecklenburg-Vorpommern (Rostock) und Schwerin ge -
gründet. Ihre Aufgaben sind Seminarangebote wie
„Das Recht im Prüfungswesen“, „Rhetorik“, oder „Mo -
 de ra tions- und Präsentationstraining“. Im Berufsbil dungs   -
ausschuss der Handwerkskammer hatten die DGB-Mit -
glie der dieses seit Jahren gefordert.

2009 sind in der Handwerkskammer Bremen Neu wah -
len für die Vollversammlung vorgesehen. Ein
Ter min hierfür stand bei Redaktions -
schluss noch nicht fest.

Handwerk
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Sachsen-Anhalt

Die gewerkschaftliche Handwerksarbeit war 2008 vom
Rücktritt der gesamten Vollversammlung der Hand -
werkskammer Magdeburg und der anschließenden
Neuwahl am 12. September gekennzeichnet. Dabei
kam es zur ersten Urwahl der Arbeitnehmerver tre te -
rInnen einer bundesdeutschen Kammer. Mit 80 Pro -
zent der gültigen Stimmen gewann die Liste DGB/
Kolping. Dieser Erfolg wurde nur möglich, weil ehren -
amtliche wie auch hauptamtliche Kolleginnen und Kol -
le gen die gewerkschaftliche Wahlkampagne enga giert
und motiviert unterstützt haben. Auf der konstitu-
ierenden Sitzung der Vollversammlung am 21. Okto ber
wurde Alexander Wendt als Vizepräsident der Arbeit -
nehmer gewählt. Weitere Informationen zu die ser his-
torischen Wahl sind im Internet unter www.kammer -
wahl.dgb.de zu finden.

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt waren die Begleitung
und Unterstützung der ArbeitnehmervertreterInnen in
der Vollver sammlung sowie im Berufsbildungsaus -
schuss der Handwerkskammer Halle. Am 13./14. Juni
fand in Stangerode die traditionelle Arbeitnehmer-
Klausur statt, die die DGB-Regionen Sachsen-Anhalt/
Süd und Dessau gemeinsam mit der Handwerks -
kammer organisierten. Dabei standen die Themen
Inter ne Kommunikation, Qualitätsmanagement, EU-
An erkennungsrichtlinie Berufsqualifikationen sowie
das Qualifizierungs- und Coachingprojekt für Arbeit -
neh merInnen auf der Tagesordnung.
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Das erste Halbjahr 2008 stand im Zeichen der 75. Wie -
der kehr der Gewerkschaftshausbesetzungen. Im Rah -
men von zwei Pressegesprächen im hannoverschen
„Historischen Museum“ und dem „Kulturhistorischen
Museum Magdeburg“ wurden die gewerkschaftlichen
Positionen erläutert, mit anwesenden JournalistInnen
diskutiert und die bebilderte Arbeitsmappe „Beset zung
der Gewerkschaftshäuser 1933“ vorgestellt. Die zen tra le
Veranstaltung für Niedersachsen fand im Braun schwei ger
Landesmuseum statt. Für Sachsen-Anhalt haben Ge  werk -
 schafterInnen aus Dessau eine beeindruckende Doku -
mentensammlung zusammengetragen und am 1. Mai
einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

Ein weiterer historischer Aspekt war die Erarbeitung
von 40 Arbeitsbiografien aus Niedersachsen und Sach -
sen-Anhalt. Die Interviews kann man als echte Zeit -
doku mente bezeichnen, sie portraitieren verschiedene
Männer und Frauen, auch aus der DDR-Zeit, als Gewerk -
schafter sowie deren persönliche und betriebliche
Erfolge und leider auch einige Niederlagen. Das Pro jekt
war in den Rahmen „Grabe, wo Du stehst“ eingeglie-
dert. Die Arbeitsbiografien und weitere historisch-
orientierte Arbeitsergebnisse können unter der
Internetadresse www.niedersachsen.dgb.de/themen/
arbeitergeschichte/linkliste_arbeitergeschichte einge-

sehen werden. (Eine Weiterverwendung von Doku -
men ten oder Dokumententeilen muss vom DGB-Bezirk
aus rechtlichen Gründen genehmigt werden.)

Eine Ausstellung der Willy-Brandt-Stiftung Berlin mit
dem Titel „1933-1945 – Verfolgt – Verfemt – Entartet“
hat der DGB-Bezirk in Zusammenarbeit mit der DGB-
Region Oldenburg im Mai/Juni und in Dessau in den
Monaten Oktober/November gezeigt. Der Zuspruch war
sehr groß und es wurden Personenkreise angespro-
chen, die sonst mit den Gewerkschaften „wenig am
Hut haben“. Die gesamte Ausstellung mit 118 Bildern,
Grafiken, Feder- und Kohlezeichnungen wird ab 27.
Januar 2009 im Magdeburger „Kulturhistorischen
Museum“ mit Beteiligung des DGB Sachsen-Anhalt ge -
zeigt.

Zum 60. Jahrestag des „Demonstrationsstreikes“ vom
12. November 1948 und dessen Vorgeschichte wurde
eine Materialsammlung zusammengestellt. Der Demon -
strationsstreik ist die einzige 24-stündige Arbeitsnie -
der legung seit 1947, sie fand in der britischen und
ame rikanischen Zone statt.

In Fertigstellung befindet sich eine Datensammlung
der gewerkschaftlichen Arbeit von 1945 bis 1962 im
Rahmen der britischen Zone (Niedersachsen), amerika-
nische Zone (Bremen) sowie sowjetisch besetzte Zone
(Teile der Provinz Sachsen, ab 1952 die Bezirke Halle
und Magdeburg). Diese Materialsammlung soll 2009
vollendet und der Öffentlichkeit vorgestellt werden.
Insbesondere soll diese Sammlung SchülerInnen und
LehrerInnen örtliche und regionale Ereignisse aus der
Zeit des „Deutschen Wirtschaftswunders“ differenzier-
ter und ganz bewusst aus gewerkschaftlicher Sicht
näher bringen.

Seit September 2008 läuft eine Umfrage, gerichtet an
Kolleginnen und Kollegen aus Senioren-Arbeitskreisen,
mit dem Titel „Geschichtswerkstatt“. Hier werden per-
sönliche und gewerkschaftliche Erinnerungen aus der
Zeit zwischen 1945 bis 1970 anonymisiert abgefragt
und dokumentiert.

Arbeitergeschichte

9. März 2008: Eröffnung des „Gedenkkolloquiums“ im Braunschweigischen
Landesmuseum
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2008 besuchte eine zwölfköpfige Delegation der
Gewerkschaft Histradrut aus Haifa den DGB-Bezirk.
Wie bereits in den Vorjahren war dieser Besuch in ein
gemeinsames Programm mit den Bezirken Nord,
Berlin-Brandenburg und erstmalig Baden-Württem -
berg eingebunden. Die Delegation aus Haifa hat neben
einem Betrieb in Hannover auch die Gedenkstätte des
Landes Niedersachsen in Bergen-Belsen besucht. Nach
einem informativen Vortrag mit anschließender Dis -
kussion über die Geschichte des Braunen Terrors in
Bergen-Belsen hatten die Gäste Gelegenheit, auch die
neu ausgestaltete Gedenkstätte kennenzulernen. Im
nächsten Jahr soll der Austausch mit einem Besuch einer
deutschen Delegation in Israel fortgesetzt werden.

Bereits zum fünften Mal hat der DGB-Bezirk ein Prakti -
kumsprogramm für Gewerkschafterinnen und Gewerk -
schafter aus Belarus durchgeführt. In Kombination mit
einem einwöchigen Seminar besuchten acht Mitglieder
der freien und unabhängigen Gewerkschaften aus
Minsk den DGB-Bezirk in Hannover. Bei zahlreichen
betrieblichen und politischen Kontakten konnten die
Gäste die gesellschafts- und wirtschaftspolitische Situ -
ation in Belarus und Deutschland diskutieren. Es wurde

vereinbart, die Belarussischen GewerkschafterInnen
regel mäßig über die Arbeit der deutschen Gewerk -
schaften zu informieren und einen regen Austausch
über das Internet fortzusetzen. Im DGB ist der Bezirk
Niedersachsen ein wichtiger Partner auf europäischer
Ebene für die freien und unabhängigen Gewerkschaf -
ten in Belarus. Die Vorbereitung und Durchführung des
Programms wurde von der Friedrich-Ebert-Stiftung
unter stützt.

Bremen

Die Partnerschaft zwischen dem DGB Bremen-Bre -
merhaven und der CGIL Provinz Livorno besteht seit
2003. In dieser Zeit haben mehrere Treffen zwischen
den Vorsitzenden und VertreterInnen beider Dach ver -
bände sowie der Mitgliedsgewerkschaften stattgefun-
den. Aus diesen Treffen entstand das von der EU geför -
derte Projekt „LINKS – Chancen und Grenzen von Euro-
Betriebsräten im maritimen Transportsektor“ mit Ver -
treterInnen aus Kroatien, Rumänien, Italien und
Deutschland und dem ETF. Die Pro jektleitung hatte die
FILT-CGIL Toscana, das Projekt ist jetzt abgeschlossen.

Es wurden Probleme in der interna-
tionalen Zusam men arbeit wie sprach-

liche Barrie ren oder unterschiedliche
Kulturen der Arbeitsbeziehungen

in den beteiligten Ländern identi-
fiziert. Aus dieser Analyse
wurde ein Vor schlag entwickelt,
wie die Zusammenarbeit der
Arbeit nehmer ver trete rIn nen im
maritimen Transport sek  tor zukün-
ftig verbessert werden kann.

Der DGB bereitet zurzeit ein Treffen
mit der CGIL Livor no vor, auf dem
Vorschläge über die weitere,
zukünf tige Zusammen arbeit der
beiden Dachverbände ent wickelt
werden sollen.

Internationaler Austausch
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Aktive Medienarbeit
Presseanfragen bearbeiten, Veranstaltungen und poli-
tische Aktivitäten der Fachabteilungen medienwirksam
begleiten, zu ausgewählten Themen Pressegespräche
durchführen – das steht im Mittelpunkt der Öffentlich -
keits arbeit in den drei Bundesländern unseres Bezirks.
Unsere Meinung zu aktuellen Themen wie Verein bar -
keit von Beruf und Familie, Arbeitsmarktzahlen oder
Standortverlagerungen ist für Interviews, Statements
und O-Töne regelmäßig gefragt.

Landespolitische Kommentare und Forderungen stan -
den im Mittelpunkt der rund 45 Presse mit teilungen,
die der DGB in Niedersachsen 2008 herausgegeben
hat. Unsere Forderung nach Schaffung einer Enquete-
Kommission, die wir vor dem Hinter grund der gerin-
gen Wahlbeteilung bei den Landtags wahlen aufstell-
ten, fand Anfang des Jahres in den Medien große
Aufmerksamkeit. Aber auch unsere Be wer tung der
Armutsquote in Niedersachsen wird ernst genommen,
wie die vielen Abdrucke zeigen.

2008 führte der DGB in Niedersachsen fünf Presse ge -
spräche durch, die jeweils große Resonanz fanden:
einen Appell gemeinsam mit dem Sozialverband
Deutschland zur Einführung eines gesetzlichen Min -
dest lohnes, die Vorstellung des neuen Europa-Büros in
Lüneburg, unsere beamtenpolitischen Forderungen

zum Landeshaushalt, eine DGB-Arbeitsmarktstudie zu
unsi che ren Jobs sowie die Ergebnisse des DGB-Index
Gute Arbeit für Niedersachsen (siehe Grafik unten links).

Das Fastnachtgespräch, ein Hintergrundgespräch der
gewerkschaftlichen Pressesprecher für niedersächsische
Medien am Faschingsdienstag, ist mittlerweile gute Tra -
dition. Auch 2008 war das Interesse bei Journalis tin -
nen und Journalisten sehr groß, zehn Redaktionen
nah men daran teil.

Auch der DGB in Bremen hat sich mit Pressemittei lun -
gen zum politischen Geschehen zu Wort gemeldet. In
den lokalen Medien Funk, Fernsehen und Presse wur-
den zahlreiche Beiträge wiedergegeben. Das gesamte
Jahr über organisierte der DGB außerdem zusammen
mit den Mitgliedsgewerkschaften Info stände in Bre -
men, Bremerhaven und Bremen Nord.

In Sachsen-Anhalt unterlag die Situation der Beschäf -
tigten 2008 einer schleichenden Erosion. Dem öffent -
lichen Abfeiern der 2008er Konjunktur und den sich
verbessernden Arbeitsmarktstatistiken hat der DGB da -
her etliche relativierende Wahrheiten über die Preka -
risierung der Arbeitswelt entgegenhalten. So meldeten
wir schon im Januar: „23.000 Hauptberufler haben
einen gering bezahlten Nebenjob – Einfallstor für
Niedriglöhne“ und, bezogen auf das fortbestehende
West-Ost-Gefälle der Löhne und Gehälter, „Länger
Arbei ten für weniger Geld ist nicht mehr vermittelbar.“
Februar: „Mehr Jobs – weniger Gute Arbeit“. August:
„In Sachsen-Anhalt arbeiten über 10.000 Ältere trotz
Rente – Verfehlte Sozialpolitik schädigt Arbeitsmarkt“.

In Reden, Podiums-, Diskussions- und Pressebeiträgen
hat der DGB-Landesverband die Marke „DGB-Index
Gute Arbeit“ verbreitet. So etwa, als wir im August für
Sachsen-Anhalt meldeten „41 Prozent sind mit ihrem
Job unzufrieden.“

Ein Standard-Thema in der Öffentlichkeitsarbeit des
DGB ist die Berufsausbildung und der bevorstehende
Fachkräftemangel in Sachsen-Anhalt. Hervorhebens -

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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wert war eine gemeinsame Pressekonferenz der Lan -
des chefs des DGB, der Arbeitgeber- und Wirtschafts -
verbände, der GEW und des Gesamtverbandes Hand -
werk. Die Überschrift der gemeinsamen Presse mittei -
lung lautete: „Benachteiligte Jugendliche sollen für
Berufsausbildung fit gemacht werden. – Eine Chance
für junge Leute und eine Notwendigkeit für den
Standort.“

Gesellschaftspolitisch hat sich der DGB insbesondere
gegen Rechtsextremismus und für das Gedenken an die
Machtergreifung der Nazis vor 75 Jahren enga giert. Eine
für uns sehr gute öffentliche Wirkung hatten die zum
Schluss eingestellten staatsanwaltlichen Er mitt lun gen
gegen den DGB-Landesvorsitzenden infolge einer Klage
des DVU-Landesvorsitzenden wegen Verleumdung.

Der DGB im Netz
Die Internet-Auftritte der drei Landesebenen werden
kontinuierlich aktualisiert und spiegeln unsere Inhalte,
Aktivitäten und Kampagnen. Ein elektronischer News -
letter informiert DGB-Beschäftigte, Gewerkschaften,
PolitikerInnen in Bund und Land sowie Interessierte
regelmäßig über unsere Themen und Termine.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Zahl der monat -
li chen BesucherInnen auf unseren Internetseiten er neut
erhöht. Das zeigt, dass das Internet ein wich ti ges Kom -
mu nikationsmittel für uns ist.
www.niedersachsen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de
www.dgb-bremen.de

Kampagnen umsetzen
Im Rahmen der Mindestlohn-Kampagne tourte der
Min destlohn-Truck durch zahlreiche Orte unseres Be -
zirks. In Hannover machte außerdem mehrere Wochen
lang ein übergroßes Banner am DGB-Haus in der Otto-
Brenner-Straße auf unsere Forderung nach Mindest löh -
nen aufmerksam.

Der DGB-Landesverband hat die bundesweite DGB-
Kampagne „ARM TROTZ ARBEIT. Deutschland braucht
den Mindestlohn“ in die Aktivitäten des „Bündnis
Mindestlohn Sachsen-Anhalt“ integriert. Die Materia -
lien und Aktionen der DGB-Kampagne haben im Land
eine gute Verbreitung gefunden. Im November wurde
am Magdeburger Gewerkschaftshaus ein Großplakat
im Kampagne-Design angebracht.

Rund um den Globus fanden am 7. Oktober Aktionen
der Gewerkschaften zum Welttag für menschenwürdi-
ge Arbeit statt. In Niedersachsen, Bremen und Sach sen-
Anhalt starteten zahlreiche Ballons mit der Forderung
nach Mindestlöhnen und fairer Leiharbeit. Egal, wo die
Ballons landeten: Die Finder waren aufgefordert, sie
dem DGB zurückzusenden. Auf der Rücksendekarte
konn ten sie ihre Meinung dazu äußern, was für sie zu
menschenwürdiger Arbeit zählt. Außerdem haben die
Finder die Chance, einen Preis zu gewinnen. Haupt -

Mindestlohn-Großplakat in Magdeburg



48 Jahresbericht 2008 • Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

preis ist ein Strike-Bike der StrikeBike GmbH in Nord -
hausen. Der Gewinner wird Anfang 2009 gekürt.

DGB-Filmpreis
Der DGB-Preis für gesellschaftlich in besonderer Weise
engagierte Filme wurde 2008 bereits zum elften Mal

beim Internationalen Filmfest Emden-Norderney ver-
liehen. Mit diesem Publikumspreis in Höhe von 5.000
Euro fördern wir seit 1998 zusammen mit unseren Mit -
gliedsgewerkschaften Regisseurinnen und Regis seu re,
die sich intelligent und einfallsreich aktuellen ge sell -
schaftlichen Themen widmen.

Der Preis ging in diesem Jahr an den britischen Regis -
seur Nick Broomfield für sein Kriegsdrama „Battle for
Haditha“. Den DGB-Filmpreis 2008 überreichten DGB-
Bezirks vorsitzender Hartmut Tölle und Hans Eisenbeiß,
IG BCE, bei der Preisverleihungsgala in Emden.

Das Filmgespräch, bei dem Michael Kleinschmidt vom
Kölner Institut für Kino und Filmkultur die DGB-Filme
anhand von Ausschnitten vorstellt, ist mittlerweile zu
einem festen Bestandteil des Filmfestes geworden. Der
DGB lud Festivalgäste und GewerkschafterInnen außer -
dem zum Empfang „Blaue Stunde“ ins Foyer des Apollo-
Kinos.

Ballon-Aktion zum Welttag für menschenwürdige Arbeit

Verleihung des DGB-Filmpreises 2009
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In den Rundfunkräten des MDR, NDR und Radio
Bremen sowie in den Medienanstalten der Länder sind
zahlreiche Vertreterinnen und Vertreter der
Gewerkschaften im DGB-Bezirk vertreten. Der
Vorsitzende des DGB-Bezirks, Hartmut Tölle, wurde
erneut in den Verwaltungsrat des NDR gewählt und
fungiert seit September 2008 als dessen Vorsitzender.
Die Arbeit der MedienvertreterInnen war 2008 in
erster Linie durch die Diskussion um den Entwurf des
12. Rundfunkänderungsstaatsvertrages geprägt. Der DGB
hat im Vorfeld der Verhandlungen in der Rundfunk -
kommission der Länder den niedersächsischen Minis ter -
präsidenten aufgefordert, sich für einen fairen Wett -
bewerb zwischen Öffentlich-Rechtlichen und Privaten
einzusetzen.

Die Arbeit des DGB in der Medienanstalt Sachsen-
Anhalt (MSA) war wesentlich durch die Diskussionen
um den Entwurf zum 12. Rundfunkänderungs staats -
ver trag (RÄStV) und die Situation der Bürgermedien
bestimmt. Beides fand vor dem Hintergrund der neuen
Medienübertragungswege statt. Der DGB hat sich da -
bei für den Erhalt des Programmauftrages der öffent-
lich-rechtlichen Sender und einen fairen Wettbewerb
der Privaten eingesetzt. Das war auch Gegenstand
eines Treffens der DGB-Vorsitzenden im MDR-Bereich
mit der Hörfunkdirektion des Senders.

Die Pressesprecher des DGB-Bezirks arbeiten aktiv in
der AG Medienpolitik beim DGB-Bundesvorstand mit.

Medienpolitik



Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
www.niedersachsen.dgb.de

Bezirksvorsitzende 

Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle
Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt
Sekretariat: Brigitta Moleski
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de
Fon: 0511 12601-21

Jugend

Frank Ahrens
E-Mail: frank.ahrens@dgb.de
Sekretariat: Ute Kamradek
Fon: 0511 12601-61

Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs politik/
Sozialpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de
Sekretariat: Christina Hensel, Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601–25/-33

Bildungspolitik/Rechtspolitik/
Öffentlicher Dienst/Beamte

Helga Papendick-Apel
E-Mail: helga.papendick@dgb.de
Sekretariat: Anke Schulze, Christa Woydte
Fon: 0511 12601–21/-54

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt und Europa

Bernd Lange
E-Mail: bernd.lange@dgb.de
Sekretariat: Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
E-Mail: walter.weike@dgb.de
Sekretariat: Sandra Bunzel
Fon: 0511 12601–26 

Referentin für Organisation,
Frauen- und Gleichstellungspolitik
Dorothea Braunert
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: dorothea.braunert@dgb.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medienpolitik

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de
Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
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DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
E-Mail: dgb-bremen@dgb.de
Net: www.dgb-bremen.de

Regionsvorsitzende

Helga Ziegert
E-Mail: helga.ziegert@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33576-26

Abteilung Organisation II/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Sekretariat: Jutta Tietjen
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Ima Drolshagen
E-Mail: ima.drolshagen@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Udo Gebhardt
Sekretariat: Marlies Quaas
E-Mail: marlies.quaas@dgb.de
Fon: 0391 62503-15

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt

Klaus Zimmermann
E-Mail: klaus.zimmermann@dgb.de
Sekretariat: Renate Döring
Fon: 0391 62503-21

Bildung und Frauen

Petra Richter
E-Mail:petra.richter@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-10

Jugend

Katrin Skirlo
E-Mail: katrin.skirlo@dgb.de
Sven Michalak
E-Mail: sven.michalak@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-17/-30

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz,
Medienpolitik, Migration

Bernhard Becker
E-Mail:bernhard.becker@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22
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1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Markus Paschke

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
E-Mail: leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 21876-54
E-Mail: oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Weserstr. 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
E-Mail: wilhelmshaven@dgb.de

3
Region Osnabrück – Emsland
Vorsitzender: Petra Tiesmeyer

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax: 0541 33806-15/29
E-Mail: osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
E-Mail: lingen@dgb.de

4 
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
E-Mail: bremen@dgb.dev

Büro Bremerhaven

Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 
27576 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de

5 
Region Elbe – Weser
Vorsitzender: Annette Düring

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895
E-Mail: cuxhaven@dgb.de

Büro Stade

Stadtteilhaus
Jorker Str. 4 – 6
21680 Stade
Fon: 04141 408630
E-Mail: dgb@dgb-servicebuero-stade.de

6 
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hartwig Erb

Heiligengeiststraße 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax: 04131 223396-20
E-Mail: lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Am Wasserturm 37, 29223 Celle
Fon: 05141 279657
E-Mail: celle@dgb.de

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Achim Barchmann

Wilhelmstr. 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
E-Mail: braunschweig@dgb.de

Büro Helmstedt

Harsleber Torstr. 15, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Büro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884441
Fax: 05341 884417
E-Mail: hansi.volkmann@dgb.de

Büro Wolfenbüttel-Nord

Rosenwall1, 38300 Wolfenbüttel
Fon: 05331 27984
Fax: 05331 902062

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1, 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
E-Mail: wolfsburg@dgb.de

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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8 
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
E-Mail: hannover@dgb.de

Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
E-Mail: hameln@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
E-Mail: hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax: 05021 961925
E-Mail: nienburg@dgb.de

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: Lothar Hanisch

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097, Fax:  0551 486382
E-Mail: goettingen@dgb.de

Büro Harz

Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452. Fax:  05321 25477
E-Mail: goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark
Vorsitzender: Siegfried Stegner
Otto-von-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
E-Mail: magdeburg@dgb.de

Büro Burg
Schartauer Str. 11, 
39288 Burg
Fon: 03921 636607

Büro Haldensleben
Lange Str. 8
39340 Haldensleben
Fon: 03904 725541

Büro Salzwedel
Goethestr. 22
29410 Salzwedel
Fon. 03901 423106 
Fax: 03901 423101

Büro Schönebeck
Welsleber Str. 55
39218 Schönebeck
Fon: 03928 425049
E-Mail: sbk.dgb@t-online.de

Büro Stendal
Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 257970
Fax: 03931 314983
E-Mail: magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt
Vorsitzender (komm.) : Udo Gebhardt
Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax: 03941 443043
E-Mail: halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Michael Kleber

Grenzstr. 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
E-Mail: dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd
Vorsitzender: Johannes Krause

Augustastr. 1, 06108 Halle
Fon: 0345 6826911
Fax: 0345 6826910
E-Mail: halle@dgb.de

Büro Hettstedt

Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 703431
Fax: 03445 6826910

Büro Sangerhausen

Kylische Str. 54a, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571753

Büro Weißenfels

Tagewerbener Str. 35, 06667 Weißenfels
Fon: 03445 703431

Büro Zeitz

Am Kalktor 21, 06712 Zeitz
Fon: 03441 310323
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Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Geschäftsführer: Hans Hoffmann
Jürgen Sakschewski

Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
Net: www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Dr. Brigitte Brück

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
Fax: 0421 96089-20
E-Mail: info@aulbremen.de
Net: www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremerhaven e. V.

Caren Emmenecker

Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
Fax: 0471 92231-17
E-Mail: info@arbeitundleben-bhv.de
Net: www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80
E-Mail:magdeburg@arbeitundleben-nds.de
Net: www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2c,30167 Hannover
Fon: 0511 7624696 
Fax: 0511 7625988
E-Mail:winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39 /Barkhof, 28209 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-Mail: info@deg.uni-bremen.de
Net: www.deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Bürgerstr. 1, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-Mail: tbs.bremen@arbeiterkammer.de
Net: www.arbeiterkammer.de/tbs/

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V. 

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Stresemannstr. 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699
E-Mail: gaisa@t-online.de 
Net: www.gaisa.de

Unsere Partner vor Ort



Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bonder

Arndtstr. 20, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-Mail: info@tbs-niedersachsen.de
Net: www.tbs-niedersachsen.de

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel

Universitätsallee 21-23, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-3281
Fax: 0421 218-2680
E-Mail:msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de

Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerk schaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114-118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.uni-oldenburg.de/kooperationsstelle

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
Fax: 0541 33807-1877
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Schloßwender Str. 5, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
Fax: 0511 762-19321
E-Mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen – Gewerkschaften
Region SüdOstNiedersachsen an der 
TU Braunschweig

Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-Mail: koop-son@tu-braunschweig.de
Net: www.koop-son.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-Mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
Net: www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
DGB Sachsen-Anhalt
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523840
Fax: 0345 5527331
E-Mail: koop-dgb@uni-halle.de
Net: www.koop-dgb.uni-halle.de
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Hartmut Tölle
Vorsitzender

Udo Gebhardt
stellv. Vorsitzender

Bernd Lange Ulrich Gransee Frank Ahrens Helga Papendick-Apel Tina Kolbeck

Wirtschafts- und
Strukturpolitik

Umweltpolitik

Hochschulpolitik
Europapolitik/

Projekte

Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik/

Sozialpolitik

Handwerk

Organisation/
Interne Koordination

Arbeitsschutz

Jugendpolitik

Migration

Bildung

Berufliche Bildung

Öffentlicher Dienst/
Beamte

Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit

Walter Weike

Senioren

Personal
Petra Hinske

Finanzen/Controlling
Bärbel Niederhut

PC-Anwendung/
Datenverarbeitung

Gunda Jortzig

Frauen- und
Gleichstellungspolitik

Dorothea Braunert

Projekt: Arbeiterge-
schichte/Kulturarbeit
Gundolf Algermissen

Rechtspolitik

Organigramm 
der Bezirksverwaltung
(Stand Dezember 2008)






